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Vorschlag zur Geschäftsordnung 

 

1. Stimmberechtigt sind alle von den jeweiligen Kreisvollversammlungen gewählten 

Delegierten. 

 

2. Rederecht haben die ordentlichen Delegierten, die Mitglieder des Landesvorstandes, alle 

Gäste, die vom Landesvorstand oder dem erweiterten Landesvorstand offiziell eingeladen 

sind, sowie alle anwesenden Jungsozialist*innen. 

 

3. Die Landesdelegiertenkonferenz ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 

Stimmberechtigten anwesend sind. 

 

4. Die Landesdelegiertenkonferenz wählt ein mindestens zweiköpfiges Präsidium, eine 

Mandatsprüfungs- sowie eine Wahl- und Zählkommission. 

 

5. Die Beschlüsse der Landesdelegiertenkonferenz werden mit einfacher Stimmenmehrheit 

gefasst. 

 

6. Die Redezeit für die Diskussionsredner*innen darf 3 Minuten nicht überschreiten. 

 

7. Je Antrag stellender Gliederung müssen die Anträge zu mindestens 40 Prozent von Frauen* 

eingebracht werden. Zu Beginn der Landesdelegiertenkonferenz melden die antragstellenden 

Gliederungen dem Präsidium die Personen, welche Anträge einbringen werden. Das 

Präsidium überprüft die Quotierung. Wird diese nicht erreicht, erklären die antragstellenden 

Gliederungen, für welche Anträge sie auf die mündliche Einbringung verzichten, um die 

Quotierung zu erreichen. Diese Regelung findet keine Anwendung, wenn eine 

antragstellende Gliederung nur einen einzelnen Antrag stellt. Änderungs- und Initiativanträge 

sind von dieser Regelung nicht betroffen. Das Ziel bleibt ein 50-prozentiger Redeanteil von 

Frauen*. 

 

8. Die Redeliste wird nach folgendem Verfahren erstellt: Getrennt nach Frauen*, Männern* und 

divers identifizierten Personen werden die Wortmeldungen in der Reihenfolge ihrer Abgabe 

notiert. Das Wort erhalten Personen der drei Geschlechter dann jeweils im Wechsel weiblich/ 

männlich/ divers nach dem Reißverschlussprinzip. Zu der Redeliste zählt bereits die 
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Einbringung des Antrages. Nach der Antragseinbringung ist ein einzelner Redebeitrag zur 

Erwiderung auch dann möglich, wenn keine weitere Frau* mehr auf der Redeliste steht. 

Anschließend gilt Punkt 9. 

 

9. Wenn keine Frauen* mehr auf der Redeliste stehen, ist die Debatte beendet. Auf Antrag 

kann die Liste für drei nicht weiblich identifizierte Personen geöffnet werden. Danach ist die 

Liste wieder geschlossen. Auf Antrag kann die Liste wiederum für drei weitere nicht weiblich 

identifizierte Personen geöffnet werden, worüber nur noch die weiblichen Delegierten 

abstimmen. Sobald sich Frauen* melden, wird wieder nachquotiert. 

 

10. Das Recht Geschäftsordnungs-, Initiativ- und Änderungsanträge zu stellen haben alle 

Delegierten, die Juso-Kreise, der Landesvorstand, die Landesarbeitskreise sowie die Juso-

Hochschulgruppen. 

 

11. Anträge und Änderungsanträge haben in einer geschlechtergerechten Schreibweise 

eingereicht zu werden. Ist dies nicht oder nur unzureichend der Fall, ermöglicht das 

Präsidium der*dem oder den Antragsteller*innen, die Schreibweise unverzüglich zu 

korrigieren. Geschieht diese Korrektur nicht, wird der Antrag nicht befasst.  

 

12. Initiativanträge können nur behandelt werden, wenn sie von mindestens 15 Delegierten aus 

drei Kreisen unterstützt werden und wenn der Anlass für den Antrag nach Ablauf der Frist für 

Anträge (13.02.2023) entstanden ist. Frist für die Abgabe der Initiativ- und Änderungsanträge 

mit den erforderlichen Unterschriften ist Samstag, 11. März 2023, eine Stunde nach 

Konferenzbeginn. Personalvorschläge und Nominierungen sind dem Präsidium ebenfalls bis 

Samstag, 11. März 2023, eine Stunde nach Konferenzbeginn zuzuleiten. 

 

13. Änderungsanträge zu einem späteren Zeitpunkt werden nur zugelassen, wenn die*der 

Antragsteller*in Neuformulierungen auf der Basis der eingereichten Änderungsanträge 

vorlegt oder wenn zwei Drittel des Präsidiums einen nach Ablauf der Antragsfrist 

eingereichten Änderungsantrag als wesentlich für den Fortgang der Beratung erachten. 

 

14. Änderungsanträge, die nach dem im Antragsbuch veröffentlichten Kopierschluss (05.03.2023, 

23:59 Uhr) eingereicht werden, können nicht von der*dem Antragsteller*in des 

Ursprungsantrags übernommen werden. Sie müssen – sofern sie aufrechterhalten werden – 

der Landesdelegiertenkonferenz zur Abstimmung vorgelegt werden. Änderungsanträge sind 
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in schriftlicher oder elektronischer Form einzureichen. Die Formatvorgaben sind dabei zu 

beachten.  

 

15. Nach dem Bericht der Mandatsprüfungskommission begründen Vertreter*innen der 

unquotierten Delegationen, welche Maßnahmen zur Förderung von Frauen* ihres Kreises sie 

bereits geplant haben, um die Ursachen der mangelnden Repräsentanz von Frauen* in ihren 

Delegationen bis zur nächsten Landeskonferenz zu beheben. Dieser Fall tritt ein, wenn 

weniger als 40% der anwesenden angemeldeten Delegierten einer Delegation zum Zeitpunkt 

der Mandatsprüfung Frauen* sind. Diese Rechenschaft ist Pflicht. 
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Antragsbereich B: Bildung und Ausbildung 

Antrag B1_1/23 

 

Antragssteller*innen: Juso-Hochschulgruppen 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 

B1_1/23 „Sylt gehört den Studierenden“ – Zukunft 

studentischer Mobilität 

Im vergangenen Jahr hat die Ampelkoalition mit dem 9-Euro-Ticket einen großen Erfolg gelandet und 1 

vielen Menschen eine echte Entlastung geboten. Insbesondere für viele Studierende, die ohnehin 2 

häufig finanziell schlechter gestellt sind, bestand so die einfache Möglichkeit, günstig in den Urlaub zu 3 

fahren oder Familienbesuche zu absolvieren. Mit der Einführung eines Deutschlandtickets, des 29-Euro 4 

Tickets in Berlin und den abgeschlossenen Semesterticketverhandlungen haben sich neue 5 

Herausforderungen für studentische Mobilität ergeben, die neue Lösungsansätze erfordern.  6 

Berlin muss solidarisch bleiben! 7 

Im kommenden Sommersemester bekommen Studierende Berliner Hochschulen ein vergünstigtes 8 

Semesterticket, denn das Land Berlin bezuschusst das “Semtix” mit je 75 Euro. Dies war das Ergebnis 9 

langer und zäher Verhandlungen zwischen dem VBB und den verfassten Berliner Studierendenschaften 10 

im vergangenen Dezember. Nach dieser ungewissen Periode ist es wichtig, dass Studierende frühzeitig 11 

eine Perspektive aufgezeigt bekommen! Mobilität ist gerade für Studierende von immenser Relevanz 12 

und im Besonderen in der Hauptstadt Berlin mit häufig langen Fahrtwegen unverzichtbar. Die Wege 13 

von der Hochschule nach Hause, zwischen den einzelnen Campus und zur Arbeit sind oftmals sehr lang 14 

und erfordern einen funktionierenden ÖPNV. Denn es geht eben nicht nur um Fahrstrecken und 15 

Fahrtkosten: Wer mobil ist, hat mehr Möglichkeiten, am sozialen Leben teilzunehmen oder neue 16 

Chancen zu ergreifen.  17 

Der gefundene Berliner Kompromiss war ein wichtiges Signal, dass die Nutzung der S- und U-Bahn in 18 

der Hauptstadt zukünftig deutlich günstiger wird. Doch leider ist die Regelung lediglich vorübergehend 19 

und für das kommende Sommersemester befristet. Die Zukunft des Semestertickets in Form des 20 

Solidarmodells ist über die Zeit hinaus vollkommen fraglich. Dabei hat sich das Solidarmodell bewährt: 21 

Alle Studierenden zahlen den gleichen Preis, sodass das Ticket im Schnitt für alle günstiger wird. 22 

Gerade jetzt in Zeiten von Inflation und steigenden Mieten zeigt sich der große Nutzen eines solidarisch 23 

finanzierten Semestertickets. Sofern es keine für alle günstig erwerbbaren Alternativangebote gibt, 24 

muss das Solidarmodell fortbestehen! 25 

Echte Mobilität deutschlandweit! 26 

Durch die Einführung des 49-Euro-Tickets wird sich auch die Tarifstruktur studentischer Mobilität 27 

massiv verändern. Es steht unter den Verkehrsminister*innen wohl schon fest, dass es zunächst ein 28 

Upgrademodell geben wird. Demnach können Studierende durch die Zahlung des Differenzbetrags ihr 29 

“Semtix” zu einem Deutschlandticket aufwerten. Diese Lösung lehnen wir als langfristiges Modell ab! 30 

Denn so wird vielerorts durch das Deutschlandticket das Solidarmodell ernsthaft gefährdet: 31 

Beispielsweise in Mainz zahlen Studierende gegenwärtig 38 Euro für das Semesterticket - im Monat. 32 
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Es ist überhaupt nicht vermittelbar, weshalb ein Semesterticket im Solidarmodell dort fortexistieren 33 

sollte und könnte durch die regionalen Studierenden massiv unter Druck geraten, während gleichzeitig 34 

für 11 Euro Aufpreis der bundesweite Nahverkehr angeboten wird. Die Konsequenz eines dauerhaften 35 

Upgrademodells wäre daher wohl die Abkehr vom Solidarmodell mit der Folge deutlich höherer Preise 36 

insbesondere für finanziell schwächere Studierende. Das deutsche Studierendenwerk warnt bereits 37 

davor, dass das Semesterticket durch Klagen angegriffen werden könnte und das Solidarmodell dann 38 

generell fallen könnte. Denn nach Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts muss der Preis eines 39 

verpflichtenden Semestertickets “verhältnismäßig gering” sein, damit er noch “zumutbar” ist. 40 

Bayern hat bereits angekündigt, mit einem eigenen 29-Euro Ticket als Ergänzung zum 41 

Deutschlandticket, Studierenden bundesweite Fortbewegung im Nahverkehr vergünstigt zu 42 

ermöglichen. Auf jenen Pfad muss auch Berlin dringend einkehren! Es darf in keinem Fall dazu 43 

kommen, dass in Bayern Studierende für 29 Euro durch ganz Deutschland fahren werden, während 44 

Berliner Studierende dafür 49 Euro zahlen müssen.  45 

Die Lösung muss daher lauten: Eine kurzfristige Preisobergrenze für regionale Semestertickets, sodass 46 

der Fortbestand und die Akzeptanz in der Studierendenschaft für das Solidarmodell gesichert werden 47 

kann. Das 49-Euro Ticket alleine ist keine Lösung! Langfristig muss der Bund eine vergünstigte 48 

Ergänzung des Deutschlandtickets einführen, bspw. angelehnt an das Sozialticket in Berlin, welches 49 

alle Studierenden gleichermaßen entlastet!  50 

Daher fordern wir:  51 

● die Fortführung des Solidarmodells für das Berliner Semesterticket, sofern es keine für alle 52 

erwerbbaren günstigen Alternativen gibt 53 

● eine kurzfristige Preisobergrenze von 20 Euro im Monat für regionale Semestertickets 54 

● die Einführung eines “Deutschlandtickets” für Studierende in Höhe von 9 Euro im Monat 55 
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Antragsbereich E: Europa und Internationales 

Antrag E1_1/23 

Antragssteller*innen: Juso-Landesvorstand 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 

E1_1/23 Zeitenwende, aber richtig – Eine neue 

Sicherheitsarchitektur für Europa 

Der völkerrechtswidrige Angriff von Putins Russlands auf die Ukraine im Februar 2022 hat Europas Blick 1 

auf Sicherheit nachhaltig verändert. Seit über einem Jahr haben wir an der EU-Außengrenze einen 2 

Krieg, der 2014 seinen Anfang fand und seit 2022 in neuer Dimension geführt wird. Diese Ausgangslage 3 

stellt die deutsche und europäische Politik vor neue Herausforderungen. In kurzer Zeit mussten 4 

schwerwiegende Entscheidungen getroffen werden, unter anderem zu Waffenlieferungen.  5 

Auch wir als sozialistischer, feministischer, internationalistischer, antifaschistischer und 6 

antimilitaristischer Verband müssen aufgrund dieser Ausgangslage uns mit neuen Fragen beschäftigen. 7 

Als internationalistischer Verband ist uns klar: Eine europäische, internationalistische 8 

Sicherheitsarchitektur ist nicht als nationaler Alleingang möglich. Neben den internationalen 9 

Bündnissen, in denen Deutschland derzeit Teil ist, müssen wir uns aber auch mit aktuellen auf 10 

Nationalebene verorteten Sicherheitsstrukturen beschäftigen, wie beispielsweise der Bundeswehr.  11 

Unser Leitbild: Feministische Außenpolitik  12 

Möglichkeiten der politischen Teilhabe oder der Zugang zu Ressourcen sind in der globalen 13 

Gesellschaft unterschiedlich verteilt. Diese sozialen Ungleichheiten zu berücksichtigen, ist der 14 

Anspruch der feministischen Außenpolitik. Aus einer feministischen, antirassistischen, 15 

antifaschistischen und antikapitalistischen Perspektive ist Sicherheit in der internationalen Politik an 16 

einen sozialen Frieden gekoppelt, also dem Zunehmen von Gerechtigkeit. Nur dort, wo auch sozialer 17 

Frieden existiert, kann von echtem Frieden gesprochen werden. Die Definition von Frieden als 18 

Abwesenheit von Krieg ist veraltet.  19 

Dieser Ansatz betont die Notwendigkeit, die Stellung von FINTA-Personen in allen Bereichen der 20 

Gesellschaft, einschließlich der internationalen Beziehungen, zu verbessern und diskriminierende 21 

Praktiken und Strukturen zu bekämpfen. Eine feministische Außenpolitik berücksichtigt die Situation 22 

und Sicherheit von Individuen und sorgt in ihrem Handeln für menschliche Sicherheiten, unabhängig 23 

von sexuellen Orientierungen, Herkunft, Sprache oder Gender. Auf diese Weise werden patriarchale 24 

Machtstrukturen und strukturelle Ungerechtigkeiten aufgebrochen. Im Konkreten werden dadurch die 25 

individuellen Situationen von FINTA-Personen und anderen marginalisierten Gruppen kritisch 26 

hinterfragt und Prozesse angestoßen, wie auf diese unterdrückenden patriarchalen Situationen 27 

reagiert werden kann Es bedarf dabei geschlechtergerechter und inklusiver Entscheidungsprozesse. In 28 

unserem Verständnis von feministischer Außenpolitik ist dabei ein intersektionaler Zugang zur 29 

Problemanalyse entscheidend.  30 
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Dadurch betrachtet eine feministische Außenpolitik FINTA nicht aus paternalistischer Perspektive als 31 

Opfer von Konflikten und Unterdrückung, sondern stärkt sie als aktive Teilnehmende an politischen 32 

Prozessen und Lösungen. Diese Form der Außenpolitik wird nicht von oben aufgesetzt, sondern bezieht 33 

Parteien, Gewerkschaften, NGOs, öffentliche Institutionen und weitere Vertreter*innen aus der 34 

Zivilgesellschaft und Wirtschaft in die Prozesse mit ein. Grundzüge der feministischen Außenpolitik 35 

lassen sich seit 2000 in Resolutionen der UN, sowie der Menschenrechtscharta finden.  36 

Warum brauchen wir feministische Außenpolitik? 37 

Über Außen- und Sicherheitspolitik wird immer noch vornehmlich von Männern entschieden. FINTA 38 

und andere marginalisierte Gruppen sind in diesen Bereichen unter- bzw. zeitweise gar nicht 39 

repräsentiert. Dadurch werden deren Perspektiven nicht gleichberechtigt berücksichtigt. Ein 40 

Gradmesser dafür sind die Ergebnisse von Friedensprozessen: Friedensabkommen, bei deren 41 

Ausarbeitung die Zivilgesellschaft und damit auch mehr FINTA-Personen beteiligt waren, führen zu 42 

besserem Regierungshandeln und halten nachweislich länger. Ebenso zeigte sich, dass der Grad von 43 

Geschlechtergerechtigkeit in einem Land stärkster Indikator zur Friedfertigkeit eines Landes nach 44 

innen und außen ist. Durch die gleichberechtigte Teilhabe von FINTA und anderen marginalisierten 45 

Gruppen auf allen Ebenen kann also eine umfassende Außen- und Sicherheitspolitik zum Wohle aller 46 

erreicht werden. Um die Repräsentation von marginalisierten Gruppen in Bereichen der Außen- und 47 

Sicherheitspolitik und die Handlungsfähigkeit marginalisierter Gruppen zu fördern, müssen 48 

strukturelle Hürden abgebaut werden. Zudem können Quoten erwiesenermaßen die Repräsentation 49 

von marginalisierten Gruppen erhöhen und stellen damit ein sinnvolles Instrument dar. 50 

Who run the world - Die Bedeutung von Macht 51 

In politischen Entscheidungsprozessen haben Machtstrukturen eine große Bedeutung. Wir nehmen 52 

wahr, dass politische Macht bis heute sehr ungleich verteilt ist. Bei der Machtverteilung geht es um 53 

Fragen der Mitbestimmung und der Ungleichheit. Diese Ungleichheit existiert in der aktuellen 54 

politischen Realität nicht nur zwischen Geschlechtern, sondern auf internationaler Ebene auch darüber 55 

hinaus. So finden sich asymmetrische Machtverhältnisse auch in zwischenstaatlichen Beziehungen im 56 

Kontext von Kolonialismus, in Form von wirtschaftlichen Abhängigkeiten sowie innerhalb von Staaten 57 

zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen. Eine feministische Außenpolitik muss sich mit der 58 

Frage beschäftigen, wer aus welchen Gründen strukturell ausgeschlossen wird und welche 59 

Perspektiven dadurch verloren gehen. Deutschland und die EU müssen ihre Rolle bei internationalen 60 

Partnerschaften hinterfragen und um die Dimension von Identität und Ausschluss erweitern. Im 61 

Rahmen der Konfliktbekämpfung gibt es keine einfachen Lösungen, alle betroffenen Akteur*innen 62 

müssen berücksichtigt werden, und nicht nur die aktuellen politischen Entscheider*innen. Hierfür 63 

müssen außenpolitische Prozesse angepasst werden und zivilgesellschaftliche Organisationen stärker 64 

eingebunden werden, damit Perspektiven von Bürger*innen miteinbezogen werden. Nur so können 65 

Kompromisse geschlossen werden, die eine inklusivere, stabilere und langfristige Lösung darstellen. 66 

Weil Sicherheit mehr sein muss als die Abwesenheit von Gewalt! 67 

Mit unserem Verständnis von feministischer Außenpolitik geht auch unser Verständnis eines 68 

weitgreifenden Sicherheitsbegriffs einher. Im Kontext der internationalen Politik wird Sicherheit oft 69 

mit dem Herstellen eines negativen Friedens - also dem Abnehmen von Gewalt - gleichgesetzt. Dieses 70 

Verständnis umfasst die körperliche sowie die psychische Gesundheit - aber unser Verständnis von 71 

Sicherheit ist mehr! 72 
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Sicherheit muss breit gedacht werden, verschiedene Perspektiven mit einbeziehen und gleichzeitig 73 

wehrhaft gegen Angriffe von innen und außen sein. Aus unserer Perspektive ist Sicherheit in der 74 

internationalen Politik an einen positiven - sozialen - Frieden gekoppelt, also dem Zunehmen von 75 

Gerechtigkeit.  76 

Gerechtigkeit als abstrakter Begriff umfasst das Erfüllen von vielfältigen Bedürfnissen, wie zum Beispiel 77 

Sicherheits- und sozialen Bedürfnissen. Dabei denken wir die staatliche Verantwortung weiter als das 78 

Sicher- und Bereitstellen der körperlichen Unversehrtheit, von Nahrungsmitteln und Wohn- und 79 

Schlafstätten. Wir ergänzen das Verständnis um die Schaffung von Sicherheit mit Freiheit, 80 

Selbstbestimmung, guter Arbeit und gerechter Bildung. 81 

Zu einer kritischen Reflexion bisheriger Sicherheitspolitik gehört auch die Erkenntnis, dass die aktuelle 82 

Sicherheitspolitik von eurozentrischen Werten geleitet ist und daher auch vorrangig die 83 

eurozentristische Perspektive abbildet. Unserem Anspruch an eine antirassistische und 84 

internationalistische Politik folgend muss eine jungsozialistische Sicherheitspolitik diesen 85 

Eurozentrismus reflektieren, internationalen Partner*innen auf Augenhöhe begegnen, ihre 86 

Perspektiven und Forderungen ernst nehmen und Ansätze, die nationale und europäische Interessen 87 

über die Interessen internationaler Partner*innen gestellt hat, überwinden.  88 

Eine erfolgreiche Sicherheitspolitik und eine Umsetzung von Sicherheitsbedürfnissen und -interessen 89 

können nicht ausschließlich in nationalen Grenzen erfolgen. Zugleich kann Sicherheit vor Ort nur 90 

realisiert und gewährleistet werden, wenn Sicherheit überall auf der Welt herrscht - unser Ziel als 91 

Internationalist*innen muss daher immer sein, Sicherheit weltweit zu denken und zu realisieren. 92 

Für uns gilt, dass Sicherheitspolitik auf internationaler Ebene nur in Bündnissen verwirklicht werden 93 

kann. Diese müssen auf der gleichberechtigten Zusammenarbeit der internationalen Partner*innen 94 

beruhen, sich der Einhaltung und Umsetzung internationaler Verträge verpflichten und dabei 95 

verhindern, dass wirtschaftliche und machtpolitische Gefälle entstehen oder ausgebaut werden, die 96 

die Zusammenarbeit auf Augenhöhe ausschließen.  97 

Wenn wir von einem breiten Sicherheitsbegriff ausgehen, schließt Sicherheitspolitik auch immer die 98 

Etablierung friedenssichernder Strukturen und Institutionen ein.  Die Arbeit dieser friedenssichernden 99 

Strukturen soll von unseren Grundwerten getragen werden und Sicherheit - wie wir sie mit unserem 100 

Sicherheitsbegriff definieren - realisieren und stabilisieren.  101 

Waffenlieferungen können notwendig sein. Für uns als antimilitaristischer Verband steht fest, dass die 102 

Entscheidung, Waffen zu liefern, immer nur im Einzelfall getroffen werden kann und immer an den 103 

Einsatz diplomatischer Mittel, Sanktionen und demokratischer, friedenssichernder Maßnahmen 104 

geknüpft sein muss. Dieses Verständnis trägt sich auch in unsere Sicht auf die Rolle von Armeen und 105 

der Bundeswehr.  106 

Die Rolle der Bundeswehr  107 

Die Bundeswehr muss in die Lage versetzt werden, ihren Bündnisverpflichtungen personell und 108 

materiell nachkommen zu können. Das bedeutet, dass dringend nötige Investitionen in die bereits 109 

geplante Ausrüstung fließen müssen. Dass hierfür der Wehretat, aufgrund anderer finanzieller 110 

Verpflichtungen wie Sold und Unterhalt von Infrastruktur, nicht ausreicht, dürfte einleuchtend sein. 111 

Die Ausgaben des Sondervermögens müssen sich an den Verpflichtungen zur Bündnis- und 112 

Landesverteidigung ausrichten, dürfen aber keine Aufrüstung nach sich ziehen. Hierbei ist das 113 
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Fähigkeitsprofil der Bundeswehr zu Grunde zu legen.  Das Sondervermögen im Grundgesetz zu 114 

verankern, lehnen wir ab. Vielmehr fordern wir, diese Investitionen im regulären Haushalt zu planen, 115 

was im Umkehrschluss bedeutet, dass die Schuldenbremse fallen muss. Investitionen in die 116 

Ausrüstungen ziehen auch immer Unterhalt und Instandsetzung mit sich. Dieses Geld muss im 117 

regulären Wehretat mitgedacht und mitgeplant werden.  118 

Die Bundeswehr muss mit der nötigen Ausrüstung ausgestattet und den dafür notwendigen Mitteln 119 

ausgerüstet werden, um effektiv agieren zu können. Die notwendigen Mittel müssen bedarfsorientiert 120 

vergeben werden, pauschalisierende Zahlen wie ein 100 Mil € Sondervermögen oder ein 2% Ziel der 121 

NATO sind hier nicht sinnvoll. Wir Jusos lehnen diese pauschalen Beträge daher ab. Wir unterstützen 122 

aber das Ziel, der Bundeswehr die finanziellen Mittel in die Hand zu geben, um dringend notwendige 123 

Investitionen zu tätigen und arbeits- und einsatzfähig zu sein und bleiben. Damit die Beschaffungen 124 

die Bundeswehr zeitnah erreichen, muss über die Reformierung des Beschaffungswesens gesprochen 125 

werden. Beschaffungen müssen effizienter, zielgerichteter und unbürokratischer abgewickelt werden 126 

und sich stärker am Markt orientieren, statt Individuallösungen zu bevorzugen.. Hierbei ist zu 127 

beachten, dass jegliche Beschaffung der parlamentarischen Kontrolle unterliegt und dieser 128 

bürokratische Akt keinesfalls geschwächt werden darf. Denn nur so kann gewährleistet werden, dass 129 

die Bundeswehr genau das Material erhält, das sie benötigt, gleichzeitig aber die Nähe zur 130 

Rüstungsindustrie kontrolliert und eventueller Korruption vorgebeugt wird. 131 

Wehrpflicht  132 

Als Jusos lehnen wir die Wiedereinführung der Wehrpflicht konsequent ab. Dass diese Debatte im 133 

Rahmen des Angriffskriegs auf die Ukraine nun wieder aufkommt und auch durch SPD-Politiker*innen 134 

betrieben wird, finden wir unsäglich. Junge Menschen dürfen nicht dazu gezwungen werden, den 135 

Dienst an der Waffe zu erlernen. Die Verpflichtung zum Dienen muss auch im Recht abgeschafft 136 

werden; wir fordern daher eine ersatzlose Streichung des Art. 12a im Grundgesetz. Der 137 

Personalmangel bei der Bundeswehr muss anders überwunden werden. Anstelle junge Menschen zum 138 

Dienen zu zwingen, muss die Bundeswehr insofern reformiert werden, dass sie eine geeignetere 139 

Arbeitgeberin, insbesondere auch für FINTA-Personen wird. Dafür müssen rechtsextreme und 140 

sexistische Strukturen in der Bundeswehr bekämpft und sichere Schutz- und Meldeverfahren etabliert 141 

werden.  142 

Als antirassistischer, feministischer Jugendverband setzen wir uns insbesondere gegen 143 

Rechtsextremismus und Diskriminierung von FINTA in der Bundeswehr ein. Zur besseren Prävention 144 

einer Unterwanderung der Bundeswehr durch rechtsextreme Organisationen fordern wir eine 145 

Ausweitung der Sicherheitsüberprüfungen bei Einstellung und Laufbahnwechsel. Gleichzeitig ist eine 146 

verstärkte Sensibilisierung für Extremismus und Diskriminierung in der Truppe notwendig. Dies kann 147 

zum einen im Rahmen einer Ausweitung der politischen Bildung zur Verstärkung der Resilienz gegen 148 

antidemokratische Bestrebungen in der Truppe geschehen. Gleichzeitig möchten wir den Fokus auf die 149 

Handlungssicherheit von Vorgesetzten um Umgang mit Rechts-Extremismus und Diskriminierung 150 

lenken und diese durch gezielte Schulungen verbessern.  Daneben sehen wir ein strukturelles Problem 151 

in der eingeschränkten Möglichkeit für Soldat*innen, sich bei Konfrontationen mit Diskriminierung 152 

oder Rechts-Extremismus ohne Konsequenzen für den eigenen Werdegang eine professionelle 153 

Meinung einzuholen. Zur Förderung von Meldungen antidemokratischer Bestrebungen fordern wir 154 

daher die Einführung einer unabhängigen (anonymen) Beratungsstelle (unterstützt durch 155 

Rechtsberater*innen der Bundeswehr) als Ansprechpartner*in für die Truppe.  156 
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Europäische Armee 157 

Gerade der Krieg in der Ukraine hat gezeigt, wie wichtig ein gemeinsames europäisches Vorgehen im 158 

Rahmen der Außen- und Sicherheitspolitik ist. Der klare nächste Schritt ist daher die Einführung einer 159 

Europäischen Armee, die dem Europäischen Parlament unterstellt ist. Dadurch stellen wir eine 160 

gemeinsame demokratische Sicherheitspolitik sicher und können ein europäisches 161 

Beschaffungswesen einführen, was zur Abrüstung in den einzelnen Mitgliedstaaten führen kann.  162 

Kritisch zu betrachten sind hierbei natürlich die anti-demokratischen Tendenzen innerhalb der 163 

Europäischen Union. Die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und von demokratischen Strukturen 164 

innerhalb der Europäischen Union sind daher relevante Faktoren der Sicherheitspolitik. 165 

Rechtsstaatlichkeit beruht auf einem wirksamen Rechtsschutz, der nur von einer unabhängigen, 166 

hochwertigen und effizienten Justiz gewährleistet werden kann. Notwendig sind hierbei kurzfristig 167 

Sanktionen gegen demokratiefeindliche Regierungen innerhalb der EU, langfristig eine Änderung der 168 

EU-Verträge, die rechtsstaatliche Mechanismen sichert und stärkt.  169 

Bündnisse 170 

Der Angriffskrieg auf die Ukraine ist eine Zeitenwende auf dem europäischen Kontinent. Der Krieg in 171 

der Ukraine ist für uns ein Weckruf, die aktuelle Lage unvoreingenommen zu analysieren und unsere 172 

bestehenden Bündnisse neu zu denken. Hierbei ist für uns einerseits klar, dass Deutschland seinen 173 

Bündnisverpflichtungen nachkommen muss. Auf internationaler Ebene muss Deutschland ein 174 

verlässlicher Partner sein. Wir begrüßen es, dass die strategische Neuausrichtung der NATO die 175 

berechtigten Sicherheitsinteressen besonders der osteuropäischen und baltischen Bündnisländer noch 176 

stärker berücksichtigt. Die Neuausrichtung der NATO führt aber auch zu mehr regionaler 177 

Verantwortung für die Bundeswehr in Europa, besonders an der östlichen Flanke des Bündnisses. 178 

Damit kommen auf Deutschland mehr Verpflichtungen hinsichtlich Soldat:innen, technischem und 179 

zivilem Personal sowie Material zu. Wir wollen, dass die Bundeswehr diese Aufgaben gut erfüllen kann.  180 

Als antimilitaristischer Richtungsverband setzen wir uns aber auch weiterhin für eine Welt ohne Krieg, 181 

Gewalt und Waffen ein, also eine Welt, in der Konflikte durch Diplomatie anstatt durch Kriege gelöst 182 

werden. Dennoch ist uns unter anderem mit Hinblick auf die Ukraine bewusst, dass militärische Mittel 183 

auch notwendig sein können und es aktuell einen Bedarf für ein Bündnis wie die NATO gibt. Wir 184 

müssen anerkennen, dass es Konflikte gibt, in denen eine oder mehrere Konfliktparteien nicht zur 185 

Diplomatie bereit sind oder Zugeständnisse durch Kriegsdrohungen erzwungen werden sollen, die für 186 

die gegenseitige Konfliktpartei nicht tragbar sind. Insbesondere Minderheiten und kleinere Staaten mit 187 

weniger wirtschaftlicher Macht sind davon betroffen. Diese aktuelle Analyse ändert allerdings nichts 188 

an unserer Vision einer Welt, die militärische Bündnisse langfristig überflüssig macht. 189 

Auch die Europäische Union (EU) muss nicht nur in ziviler, sondern auch in militärischer Hinsicht näher 190 

zusammenrücken. Ein gemeinsames Vorgehen einer geeinten EU ist notwendig, um sich auch in 191 

Zukunft gegen diktatorische, unterdrückerische Regime, wie Putins Russland, verteidigen zu können. 192 

Zentrales Anliegen muss daher sein, die Verteidigungspolitik auf EU-Ebene stärker zu koordinieren und 193 

die Europäische Union zu einem Verteidigungsbündnis auszubauen. Wichtiger Baustein hierfür ist eine 194 

gemeinsame europäische Armee. Jedoch dürfen wir auch nicht die Augen davor verschließen, dass 195 

rechte Kräfte auch in der EU stark an Macht gewonnen haben und demokratische, rechtsstaatliche 196 

Strukturen auszuhöhlen versuchen. Dies gilt es zu bekämpfen! Eine gemeinsame europäische 197 

Verteidigung kann Demokratie und Rechtsstaatlichkeit nur verteidigen, wenn sie auch im Inneren 198 

gelebt wird. Dies bedeutet auch, dass die EU sich auf ihre Grundwerte besinnen und auch nach ihnen 199 
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handeln muss. Nationales Denken und die Idee der “Festung Europa” müssen der Vergangenheit 200 

angehören! 201 

Die Vereinten Nationen (UN) beschränken sich weitgehend auf eine humanitäre Rolle in der 202 

weltweiten Sicherheitspolitik. Zwar entsendet die UN diverse Friedenstruppen in Konfliktgebiete 203 

weltweit, in viele Konflikte kann sie aufgrund der Lage im UN-Sicherheitsrat allerdings nicht eingreifen. 204 

Dies liegt daran, dass es im Sicherheitsrat ein Veto-Recht für die USA, China, Frankreich, 205 

Großbritannien und auch Russland gibt. Wenn einer dieser Staaten gegen einen Beschluss stimmt, 206 

kann dieser Beschluss nicht gefasst werden.  207 

Dennoch ist die UN ein unverzichtbarer Teil der internationalen Sicherheitsarchitektur, den es zu 208 

stärken gilt.  Eine internationale Sicherheitsorganisation wie die UN muss nicht nur militärischen 209 

Konflikten vorbeugen, sie muss insbesondere dafür sorgen, dass alle Menschen weltweit sicher sind 210 

vor Hungersnöten, Dürren und weiteren nicht-militärischen Krisen. Um diese Aufgabe wirksam erfüllen 211 

zu können, muss die Struktur der UN maßgeblich geändert werden! Die Abschaffung des Veto-Rechts 212 

einzelner Staaten zugunsten einer Mehrheitsentscheidung aller Staaten im UN-Sicherheitsrat kann 213 

eine Option sein, um das Konflikt- und Krisenmanagement der UN zu reformieren. Gleichzeitig müssen 214 

die Stimmen von Staaten des “globalen Süden” gestärkt und die Position von BIPOC- und FINTA*-215 

Personen und Mitglieder der LGBTQIA*-Community innerhalb wie außerhalb der Organisation gestärkt 216 

werden. 217 

Ziel muss es also sein, eine multilaterale, wertegeleitete und feministische Außen- und 218 

Sicherheitspolitik voranzutreiben, indem bestehende Strukturen hinterfragt, reformiert und 219 

ausgebaut werden.220 
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Antragsbereich G: Gesundheit und Pflege 

Antrag G1_1/23 

 

Antragssteller*innen: Arbeitskreis W.A.S. (Wirtschaft, Arbeit, Soziales) 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 
Der Bundeskongress der Jusos möge beschließen: 
Der Bundesparteitag der SPD möge beschließen: 
 

G1_1/23 Lehren aus der Krankenhausbewegung - 

Neuanfang in der medizinischen Versorgung 

gemeinwohlorientiert gestalten 

Das Gesundheitswesen beschäftigt uns Jusos schon lange und intensiv. Denn hier zeigt sich besonders 1 

deutlich, was passiert, wenn Bereiche der Daseinsvorsorge kapitalistischer Ausbeutung unterworfen 2 

werden. Nicht erst seit der Coronapandemie leiden Pflegende, Mediziner*innen, andere 3 

Mitarbeitende des Gesundheitswesens und Patient*innen unter dem System der Fallpauschalen, was 4 

Profitmaximierung über menschliches Wohlergehen stellt. Auf Bundesebene haben wir deshalb im 5 

letzten Jahr den Antrag „P01 - Gesundheit vor Profite“ beschlossen, in dem wir unsere Vision eines 6 

gemeinwohlorientierten, rekommunalisierten Gesundheitssystems darlegen. Auch wenn wir uns 7 

dahingehend einig sind, lässt das Problembewusstsein unserer Mutterpartei zu wünschen übrig. Die 8 

geplante Pflegereform von Gesundheitsminister Lauterbach hält weiterhin an den kapitalistischen 9 

Grundsätzen des jetzigen Systems fest und darf uns deshalb nicht zufriedenstellen.  10 

Hinzu kommt die Krankenhausbewegung, die für uns als Arbeiter*innenpartei eine besondere Pflicht 11 

zur Beschäftigung mit dem Thema darstellt. Hierbei geht es unter anderem um bessere 12 

Arbeitsbedingungen und faire Löhne sowohl für medizinisches Personal, als auch für andere 13 

Angestellte im Gesundheitswesen (Reinigungskräfte, Essensversorger*innen, etc).  14 

Wir Jusos müssen weiterhin Lösungen für die konkreten Probleme des medizinischen Personals 15 

hinarbeiten und auch in Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften für flächendeckende Tarifbindung 16 

kämpfen. Auch bessere Arbeitsbedingungen sollten zukünftig weiterhin ein wichtiges Ziel sein.   17 

Medizinisches Personal am Limit  18 

Viele der im Gesundheitswesen tätigen Menschen geben ihren Job trotz eigentlich großer Liebe zum 19 

Beruf auf. Das hat viele Gründe: schlechte Work-Life-Balance, keine faire Bezahlung, gesundheitliche 20 

Probleme, erhöhte Anforderungen, etc., um nur einige aufzuzählen. Gegen diese Probleme müssen 21 

wir vorgehen!  22 

Auch Ärzt*innen haben ein Recht auf eine Work-Life-Balance! 23 

Viele junge Ärzt*innen sind nicht mehr bereit, unbezahlte Überstunden, unfaire Verträge und eine 24 

schlechte Work-Life-Balance auf sich zu nehmen.  25 
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Durch Regelungen wie das Opt-Out, mit dem es möglich ist, die wöchentliche Arbeitszeit von 26 

Ärzt*innen auf 60h/Woche zu erhöhen, wird der Beruf zur Belastung. Offiziell  ist das Unterschreiben 27 

dieses Vertrages freiwillig, doch viele Arbeitgeber drängen dazu.  28 

Hinzu kommt, dass in immer weniger Zeit immer mehr geleistet werden muss – die 29 

Patient*innendichte nimmt zu, alles wird komplexer. Auch die Bereitschaftsdienste sind immer 30 

arbeitsintensiver. Durch die profitorientierte Denkweise muss medizinisches Personal, das den Beruf 31 

als Berufung sieht, aufgrund von Burn-Out bzw. Überlastung seinen Job aufgeben. Für die mentale 32 

Gesundheit ist es unerlässlich, richtige Ruhezeiten zu haben.  33 

Der Streik im letzten Jahr hat zu einer Tarifeinigung mit dem Marburger Bund geführt und es wurden 34 

zumindest Teilerfolge erzielt und bspw. die sogenannten Kombidienste verboten - eine Kombination 35 

aus normalem Dienst, Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst.  36 

Auch wenn es mittlerweile mehr Regelungen gibt, gibt es laut Mediziner*innen ein großes Problem - 37 

nicht alle Kliniken halten sich daran oder verhindern die ordentliche Dokumentation der Arbeitszeiten. 38 

Eine bessere Kontrolle und Dokumentation ist daher angebracht.  39 

Wir müssen in jedem Fall bessere Arbeitsbedingungen und eine Work-Life-Balance schaffen! Niemand 40 

im Gesundheitssektor sollte durch diesen selbst gesundheitliche Beeinträchtigungen erleiden.  41 

Körperliche und seelische Gesundheit vor Profite! 42 

Es gibt viele mögliche Gründe, den Job zu verlassen. Ein Grund neben der hohen Arbeitsbelastung und 43 

den vielen Arbeitstagen sind auch gesundheitliche Probleme. Es ist bekannt, dass medizinisches 44 

Personal schon im jungen Alter an gesundheitlichen Problemen wie bspw. Bandscheibenvorfälle oder 45 

Rückenprobleme leidet. Durch modernere Ausstattung sind die Arbeitsbedingungen zwar besser 46 

geworden, aber nicht überall wird diese eingesetzt - besonders in Pflegeheimen gibt es massiven 47 

Nachholbedarf.  Daher bedarf es unserer Meinung nach der Pflicht sowohl von den Krankenhäusern, 48 

als auch von Pflegeheimen in der Umsetzung bestimmter Standards.  Dazu gehört beispielsweise die 49 

Betten- oder Hilfsmittelausstattung. Außerdem sollte es zur Pflicht gemacht werden, dass 50 

medizinisches Personal präventive Sportmaßnahmen umsonst zur Verfügung gestellt bekommt und 51 

auch eine verpflichtende regelmäßige Unfallverhütung gelehrt werden.  52 

Auch für die mentale Gesundheit muss eine schnellere Vorgehensweise gewählt werden. Das Thema 53 

rückt zwar immer mehr in den Vordergrund, aber wird in der Realität viel zu langsam umgesetzt.  54 

Kirchliche Träger: What would Jesus do? Jesus would Arbeitnehmer*innen schützen! 55 

Ein massives Hindernis im Kampf für mehr Tarifbindung in der Pflege sind Diakonie und Caritas. Sie 56 

verhindern Tarifverträge in der Pflege. Durch Art 140 GG haben die Kirchen eine Sonderstellung. Der 57 

Staat darf nicht in ihre “Richtlinien” eingreifen, die derzeit die Arbeitsbedingungen in der Pflegenden 58 

bei Caritas und Diakonie regeln. Die Sonderstellung des kirchlichen Arbeitsrechts sorgt immer wieder 59 

für Probleme besonders für marginalisierte Arbeitnehmende - zum Beispiel, wenn diese queer sind - 60 

wie die Initiative #outincurch ans Licht brachte. Religiös agierende und diskriminierende Träger sind 61 

keine akzeptablen Arbeitgeber in unserem Gesundheitssystem, das in Zeiten des Fachkräftemangels 62 

auf jede*n Mitarbeiter*in angewiesen ist. Ebenso verhindert Art 140 GG, dass ein Tarifvertrag im 63 

Interesse des öffentlichen Interesses auf alle Teile der Pflegebranche ausgeweitet wird. Bei dem 64 

Flickenteppich aus Arbeitgebern und Arbeitgeberverbänden wäre dies in der jedoch dringend 65 
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notwendig, wenn wir mittelfristig eine echte Verbesserung in unserem Gesundheitssystem sehen 66 

wollen. 67 

Wir fordern, dass Art 140 GG angepasst wird, sodass die Rechte von Beschäftigten der Kirche in und 68 

außerhalb des medizinischen Bereiches nicht unter religiösen Vorwänden eingeschränkt werden 69 

können. Kirchenrecht darf Arbeitsrecht nicht schlagen. 70 

Solidarity Forever - unsere Rolle im gewerkschaftlichen Kampf 71 

Die Art und Weise, in der Gewerkschaften höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen fordern, hat 72 

sich verändert. Nicht die Gewerkschaftsfunktionäre verhandeln im Hinterzimmer mit Arbeitgebern, 73 

sondern Beschäftigte selbst spielen die größte Rolle in modernen Streikbewegungen. Streiks sind 74 

besonders bei ver.di immer öfter öffentliche Großereignisse und zielen darauf ab, in die Nachrichten 75 

zu kommen und die Solidarität der gesamten Stadt zu gewinnen. Hier können wir Jusos im Besonderen 76 

positiv einwirken. 77 

Anhand unseres derzeit laufenden gemeinsamen Bündnisses mit der DGB-Jugend zur 78 

Ausbildungsumlage in Berlin, sehen wir auch, wie fruchtbar eine aktive und lautstarke Solidarität 79 

miteinander sein kann. Wir müssen uns mehr Mühe geben, Auszubildende in unsere Strukturen zu 80 

kriegen. 81 

Wir fordern: 82 

• die Abschaffung bzw. eine bessere Regelung der Opt-Out-Regelung, die bessere Kontrolle der 83 

Einhaltung der festgelegten Arbeitszeiten und die Herabsetzung der dieser.  84 

• eine Verbesserung und Standardisierung von Arbeitsplätzen und beteiligten Strukturen. 85 

• ein besseres und ausgereifteres (Präventions-)Angebot für Mitarbeitende für deren mentale 86 

und körperliche Gesundheit. 87 

• eine Positionierung der Jusos Berlin zu großen Streikbewegungen in Berlin und diese 88 

Solidarität in ihrer Social Media- und Öffentlichkeitsarbeit zu spiegeln, soweit keine 89 

inhaltlichen Gründe gegen eine Unterstützung der Streikenden sprechen90 
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Antrag G2_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Tempelberg 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 

G2_1/23 Kein catchiger Titel, aber dafür catchige 

Krankheiten: für Testmöglichkeiten von STIs 

Sexuell übertragbare Krankheiten (STIs) kommen immer häufiger vor: In Deutschland hat sich die Zahl 1 

der Syphilis-Fälle in den Jahren von 2009 bis 2019 verdoppelt und seit 2001 sogar vervierfacht. Dass 2 

einige STIs auch über Oralsex übertragbar sind, ist oft unbekannt. Aufgrund der leichten 3 

Übertragbarkeit wäre es wichtig, sich vor allem bei wechselnden Sexualpartner*innen regelmäßig auf 4 

STIs zu testen, auch wenn keine Symptome auftreten. Leider ist das aufgrund verschiedener 5 

Hindernisse nicht die Lebensrealität vieler Menschen:  6 

Zum einen sind STIs weiterhin tabuisiert: Während man sich problemlos wegen einer Erkältung bei 7 

Arbeitgeber*innen oder in der Schule krankmelden würde, würden die meisten Menschen sich wohl 8 

eher eine Ausrede überlegen, anstatt am Telefon zu sagen “Ich kann leider nicht kommen diese Woche, 9 

ich habe Tripper!”. 10 

Außerdem sind STI-Tests nicht leicht zugänglich: Wenn man im Internet nach STI-Tests in Berlin sucht, 11 

erhält man viele kommerzielle Angebote wie private Testzentren oder Testkits für zu Hause, die über 12 

100 Euro kosten.  13 

Zwar gibt es bereits einige sehr gute Angebote, zum Beispiel von der Berliner Aidshilfe oder dem 14 

Checkpoint, bei dem die Kosten für HIV-Tests, die meist zwischen 5 und 25 Euro liegen, erstattet 15 

werden können.  16 

Bislang gibt es außerdem die Möglichkeit von STI-Tests in den Gesundheitsämtern von vier Bezirken 17 

(Mitte, Marzahn-Hellersdorf, Friedrichshain-Kreuzberg und Charlottenburg-Wilmersdorf) mit 18 

telefonischer Voranmeldung. HIV-Tests dort kosten 10 Euro. 19 

Diese Angebote reichen keineswegs aus, um die Gefahr, die von STIs ausgehen, einzudämmen. Lange 20 

Fahrtwege verringern die Motivation, Testangebote in Anspruch zu nehmen.  21 

Epidemiologische Kennziffern verdeutlichen, dass FINTA-Personen sowie queere Menschen am 22 

häufigsten an STIs leiden. Hinzu kommt auch, dass selbige oftmals sowieso schlechteren Zugang zu 23 

medizinischer Infrastruktur haben. Die Ausweitung der Testmöglichkeiten stellt auch eine Möglichkeit 24 

da, die bestehende Stigmatisierung durch sexuell-übertragbare Krankheiten weiter einzudämmen und 25 

mehr Aufmerksamkeit für STIs zu erzeugen. 26 

Aus diesem Grund fordern wir, dass… 27 

• das Testangebot für sexuell-übertragbare Krankheit so ausgebaut wird, dass in jedem Bezirk 28 

mindestens eine Möglichkeit zur Testung besteht. 29 

• das Angebot kostenfrei für alle getesteten Personen ist und die Testung anonym stattfindet30 
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Antragsbereich I: Inneres, Recht und Antidiskriminierung 

Antrag I1_1/23 

 

Antragssteller*innen: Arbeitskreis Bildung 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 

I1_1/23 Mehr Enteignungen – mehr Schulen! 

„Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. Eine 1 

Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig (...).“  Diese Sätze aus dem Grundgesetz 2 

Artikel 14 kennen wohl spätestens nach dem erfolgreichen Volksentscheid alle Berliner*innen und 3 

damit wahrscheinlich auch die meisten Schüler*innen und Lehrkräfte. Genau um diese soll es in diesem 4 

Antrag gehen. Denn nicht nur zu Beginn dieses Jahres gingen Lehrkräfte und Schulpersonal auf die 5 

Straßen, um ihren Ärger Luft zu machen – sie machen es wiederkehrend und der Protest wird immer 6 

lauter. „Kleinere Klassen = Besserer Unterricht“ waren auf den Plakaten zu lesen. Doch wer kleinere 7 

Klassen will, braucht nicht nur mehr Lehrkräfte, sondern auch mehr Räume und damit mehr Schulen. 8 

An beiden Punkten scheitert es jedoch in Berlin. So fehlt neben der Lehrperson, in fast allen Bezirken, 9 

der Raum für die wachsende Anzahl an Schüler*innen. Manche Bezirke mussten im letzten Sommer 10 

bereits Überlegungen anstellen, Zelte aufzustellen, da schlicht kein Platz für geflüchtete oder neu 11 

angemeldete Schüler*innen vorhanden war. Andere Bezirke sind gezwungen, Schulen in 12 

Bürogebäuden unterzubringen und dort zu unterrichten.  13 

Für uns ist dies inakzeptabel und unterstreicht zugleich, in welcher absoluten Notsituation wir uns als 14 

Bezirke und Stadt befinden.  15 

Doch es gibt Möglichkeiten, wie wir auch in immer dichteren Bezirken neue Flächen erschließen 16 

können, um Schulen zu bauen. Ein wichtiges Instrument ist die Enteignung. Diese ist bereits in 17 

Landesenteignungsgesetzen, wie der Baden-Württembergs auf den konkreten Fall niedergeschrieben. 18 

Dort heißt es nämlich: „Nach diesem Gesetz kann enteignet werden, um Vorhaben zu verwirklichen, 19 

die dem Wohle der Allgemeinheit dienen, insbesondere (...) Einrichtungen für Schulen, Hochschulen 20 

und andere Zwecke von Kultur, Wissenschaft und Forschung (...)“. Dies zeigt -  Möglichkeiten gibt es, 21 

nur müssen diese mit der Bundesgesetzgebung in Einklang gebracht werden.  22 

Aus diesem Grund fordern wir die sozialdemokratischen Mitglieder der Senatsverwaltung und des 23 

Abgeordnetenhauses auf,  24 

• zu prüfen, inwieweit neben der Bundesgesetzgebung eine Gesetzgebungskompetenz des 25 

Landes verbleibt. In diesem Fall fordern wir schnellstmöglich eine landesgesetzliche Grundlage 26 

für eine schnelle Enteignung zugunsten des Schulbaus, nach dem Vorbild des 27 

Landesenteignungsgesetzes von Baden-Württemberg, zu schaffen. Sollte dies rechtlich nicht 28 

möglich sein, fordern wir ein Konzept zu erstellen, welches auf Grundlage der bestehenden 29 

gesetzlichen Rechtsgrundlagen, eine schnelle Enteignung zugunsten des Schulbaus 30 

sicherstellt. 31 

• im Haushalt den Bezirken Finanzmittel für alle Entschädigungszahlungen einzuplanen, welche 32 

im Falle erfolgreicher Enteignungsverfahren anfallen würden. Auch sollen Mittel freigegeben 33 
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werden, welche bei einer möglichen Beschlagnahme für die Bezahlung der Mietkosten 34 

abgerufen werden können.  35 

• bis zum neuen Haushalt die Mittel der Schulbauoffensive so anzupassen, dass 36 

Entschädigungszahlungen hierüber abgewickelt werden können.   37 



21 
 

Antrag I2_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Mitte 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 

I2_1/23 Nazis in Zivil? Nein Danke!  

Dass Rechtsextreme sich unter dem Deckmantel von ehrenamtlichem Engagement zivilgesellschaftlich 1 

organisieren, ist schon lange bekannt. Sie werben auf diese Weise nicht nur um Mitglieder und 2 

Zuspruch für ihre Ideologie, sondern verbreiten so auch unerkannt oder ganz offen Hass und Hetze. 3 

Nicht allein die Mitgliedschaft von Rechtsextremen in Schützenvereinen oder Kampfsportgruppen ist 4 

eine reelle Gefahr für unsere liberale Gesellschaft, sondern die Bedrohung geht weit darüber hinaus. 5 

Egal, ob als Begleiter*in bei Schulausflügen, Aufpasser*in auf dem Fußballplatz oder Kuchenbäcker*in 6 

für das nächste Nachbarschaftsfest: Eine derartige und vor allem strategische Einflussnahme gefährdet 7 

unsere Demokratie. Das Nachbarschaftsfest oder der Sportverein des Kindes ist nämlich gleichzeitig 8 

auch der perfekte Ort, um die eigene rechtsextreme Ideologie sowie Verschwörungstheorien zu 9 

verbreiten. Dies geschieht oft ohne, dass es den anderen Menschen überhaupt auffällt, geschweige 10 

denn es angemessen verurteilt wird. Dennoch gibt es ebenso so viele Beispiele, in denen Vereine und 11 

gesellschaftlichen Akteur*innen bewusst wegeschauen und damit Nazis eine zivilgesellschaftliche 12 

Bühne und indirekte Akzeptanz ihrer rechtsextremen Ideologie bieten. 13 

Nicht zu vergessen ist hierbei auch die Rolle von rechtsextremen Frauen, die sich die sogenannte 14 

„doppelte Unsichtbarkeit” zunutze machen und deswegen von einem nicht unerheblichen Teil der 15 

Zivilgesellschaft nicht als Täterinnen, geschweige denn überhaupt als politisch relevant 16 

wahrgenommen werden. Hier besteht also ein großes, oft übersehenes Potenzial der Rechten, sich 17 

gesellschaftlich zu organisieren und zu legitimieren. Schließlich fällt es auch leichter wegzugucken, 18 

wenn der nette Nazi von nebenan, der das Dorffest letze Woche so gut mitorganisiert hat und dessen 19 

Frau immer leckeren Kuchen backt, eine Woche später Hakenkreuze aufs Vereinsgelände schmiert. 20 

Vereine und Institutionen wissen oft nicht, wie sie mit entsprechenden Vorfällen oder einfach nur dem 21 

Engagement von Rechtsextremen umgehen sollen und teilweise versuchen sie es auch gar nicht erst.  22 

Deswegen und aufgrund der dargestellten Problemlage fordern wir: 23 

• Die Zivilgesellschaft muss stärker darin geschult werden, rechtsextremes Gedankengut zu 24 

erkennen - nur so kann unsere Demokratie wehrhaft bleiben. 25 

• Prävention statt Reaktion: Antirassismus-, Antisemitismus-, und Demokratie-Workshops für 26 

Vereine und Institutionen, die ebenfalls zivilgesellschaftlich organisiert sind, fördern und 27 

fordern. 28 

• Verteilung finanzieller Mittel auf kommunaler, sowie Bundes- und Landesebene an strenge 29 

Kriterien knüpfen, wie beispielsweise im vorherigen Punkt aufgeführte Maßnahmen. In jedem 30 

Fall gilt: Kein Geld für Nazis! Sobald es Hinweise auf rechtsextreme Mitgliederstrukturen gibt, 31 

müssen auch staatliche Strukturen greifen. 32 

• Kein Fußbreit dem Faschismus, gilt auch auf dem Sportplatz und überall sonst: 33 

Zivilgesellschaftliche Akteur*innen müssen klar in die Pflicht genommen werden, 34 



22 
 

rechtsextremes Gedankengut in ihren Reihen ernst zu nehmen und zu handeln, bevor es zu 35 

spät ist. 36 

 37 

Ob im Sportverein oder auf der Klassenfahrt - während Nazis davon träumen, zivilgesellschaftliche 38 

Strukturen zu infiltrieren und unterwandern zu können, müssen wir uns ihnen entschieden in den Weg 39 

stellen - immer und überall! 40 
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Antrag I3_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Friedrichshain-Kreuzberg und Jusos Pankow 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 

I3_1/23 Für ein freiheitliches Verständnis von innerer 

Sicherheit

Der Begriff der inneren Sicherheit ist eng mit der Polizei und einem repressiven Strafrecht verknüpft. 1 

Der Polizei obliegt die Durchsetzung gesetzlicher Vorschriften und die Wahrung der gesellschaftlichen 2 

Ordnung. Hierfür hat der Staat der Polizei das Gewaltmonopol eingeräumt, weshalb es der Polizei 3 

innerhalb strenger Rahmenbedingungen erlaubt ist, unmittelbaren Zwang auszuüben. 4 

Ohne Polizeibehörden wäre die Durchsetzung gesetzlichen Schutzes der Bürger*innen unzureichend 5 

gewährleistet und die staatliche Aufgabe der Rechtswahrung kaum erfüllbar. Der Polizei kommt damit 6 

eine wichtige Rolle in demokratischen Systemen zu, um die persönliche Freiheit und das 7 

Selbstbestimmungsrecht jeder Person zu schützen. Hierfür ist es jedoch essentiell, dass die Polizei das 8 

Vertrauen der Bürger*innen besitzt. Außerdem kann die Polizei gesellschaftliche und soziale Probleme 9 

nicht lösen. Um eine echte sozialdemokratische Innenpolitik verwirklichen zu können, ist es also 10 

notwendig, den Sicherheitsbegriff weiter zu fassen, als sich auf die Polizei zu fokussieren und muss 11 

soziale Aspekte ebenfalls in den Blick nehmen. 12 

Refund the police - Ausbilden statt Ausrüsten 13 

Aufgrund des staatlichen Gewaltmonopols ist die Polizei dazu berechtigt, zum Schutz von Rechtsgütern 14 

unmittelbaren Zwang auszuüben. Dies ist jedoch nur in sehr engen Grenzen und als letztes Mittel 15 

erlaubt. Im Allgemeinen sollen Polizeibeamt*innen einen deeskalierenden Ansatz vor dem Einsatz von 16 

Gewalt bevorzugen. Hierbei stehen Kommunikation und Mediation im Mittelpunkt und sehen 17 

Repression und die Androhung von Gewalt kritisch. Vor allem im Umgang mit psychischen Problemen 18 

sind hinzugerufene Polizeibeamt*innen häufig überfordert. Langfristig soll es daher möglich sein, bei 19 

Notrufen speziell für den Umgang mit psychischen Problemen geschulte Teams hinzuzuziehen, um 20 

solche Situationen gewaltfrei lösen zu können. Bis dahin sollen Polizeibeamt*innen ausgiebige 21 

Schulungen für den Umgang mit psychischen Problemen besuchen können. 22 

Ein repressiver Polizeiapparat kann kein erstrebenswertes Ziel einer demokratischen und freiheitlichen 23 

Gesellschaft sein. Eine immer stärkere Militarisierung der Polizeibehörden muss daher kritisch 24 

betrachtet werden. Wasserwerfer, Räumpanzer und automatische Maschinengewehre gehören 25 

inzwischen fast zum Standardrepertoire des Landespolizeien und werden immer regelmäßiger im 26 

Polizeialltag eingesetzt. Diesen Widerspruch zum deeskalativen Ansatz, unter dem Polizeiarbeit immer 27 

stehen sollte, beobachten wir auch zunehmend in Berlin. Die Beschaffung und der Einsatz von 28 

militärischem Gerät soll deshalb hinterfragt werden. Polizeiliche Einsätze, die von vornherein mit der 29 

Verwendung militärischen Geräts geplant werden, sollten nicht gestattet sein. 30 

Da die Digitalisierung inzwischen auch bei der Polizei angekommen ist, werden Forderungen nach 31 

automatisierter Auswertung, mehr (biometrischer) Überwachung und Big Data Analysen zur 32 
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Vorausbestimmung krimineller Handlungen (sogenanntes “Predictive Policing”) lauter. Dass viele der 33 

Überwachungsmaßnahmen datenschutzrechtlich bedenklich sind und einen tiefen Eingriff in 34 

Bürger*innenrechte bedeuten, wird dabei häufig nicht betrachtet. Die Einführung neuer digitaler 35 

Technologien bei der Polizei muss dabei stets kritisch verfolgt werden. 36 

Wir fordern daher: 37 

● Verpflichtung von Polizeikräften, Schulungen für den Umgang mit psychischen Problemen zu 38 

belegen und Sozialarbeiter*innen bei Einsätzen hinzuzuziehen 39 

● Den Aufbau von spezialisierten Mental Health Response Teams, die auf den Umgang mit 40 

psychischen Problemen geschult sind und bei Notrufen anstelle oder begleitend zu 41 

Polizeibeamt*innen ausgeschickt werden 42 

● Einen Beschaffungsstopp für militärische Ausrüstung 43 

● Den Stopp von Einsatzplanungen mit militärischem Gerät wie automatischen 44 

Maschinengewehren, Räumpanzern und Wasserwerfern 45 

● Eine wissenschaftlich begleitete Testphase vor der Einführung neuer digitaler Technologien 46 

zur Strafverfolgung unter stärkerer Berücksichtigung der Auswirkungen auf persönliche 47 

Freiheiten und Datenschutzrecht 48 

Freiräume statt Investor*innenträume 49 

Immer häufiger finden Polizeieinsätze statt, um linke und alternative Projekte zugunsten von 50 

Investor*innenprojekten zu räumen. Während dies mit der Durchsetzung geltenden Rechts 51 

verargumentiert wird und die Einhaltung des Rechtsstatuts ein gewichtiges Gut der Gesellschaft 52 

bleiben muss, werden diese Polizeieinsätze in ihrer Brutalität immer ausufernder. Bei 53 

Demonstrationen gegen polizeiliche Räumungen wird Militärgerät für die Durchsetzung von 54 

Investor*inneninteressen eingesetzt und linke Freiräume sterben immer mehr. Das Syndikat in 55 

Neukölln, die Zukunft am Ostkreuz oder die Wagenburg in der Cuvrystraße sind nur einige Beispiele. 56 

Doch die geräumten Flächen werden dann nicht zur Umsetzung von Bebauungsplänen genutzt, 57 

sondern befeuern nach wie vor spekulativen Leerstand. So wird das Stadtbild für die Profitinteressen 58 

von Investor*innen von der Subkultur befreit und verliert mehr und mehr seine Identität. Die 59 

Innenpolitik macht sich so zur Erfüllungsgehilfin einer pervertierten kapitalistischen Verwertungslogik, 60 

die Leerstand mehr belohnt als Neubau. 61 

Eine sozialdemokratische Innenpolitik muss sich die Frage stellen, ob durch diese Polizeieinsätze nicht 62 

Millionen an Steuergeldern verschwendet werden für den Profit von Kapitalunternehmen. 63 

Sozialdemokratische Innenpolitik muss sich stärker an der Aufrechterhaltung einer sozial gerechten 64 

Stadt und eines für alle Menschen attraktiven Stadtbilds orientieren. Niemand möchte in einer toten 65 

Betonstadt leben, die Innenstädte sterben aufgrund von charakterlosen Betonbauten wie 66 

Einkaufszentren, leerstehenden Eigentumswohnungen und Büro- und Hotelgebäuden. Diese Gebäude 67 

mögen mehr Steuereinnahmen generieren als Kiezläden und Kunstateliers, machen das Stadtbild 68 

jedoch kaputt und verändern die städtische Gesellschaftskultur. 69 

Wir fordern daher: 70 

● Keine polizeilichen Großeinsätze mehr für die Räumung alternativer Wohn- und 71 

Gewerbeprojekte 72 

● Den Auf- und Ausbau von Dialog- und Beteiligungsstrukturen zwischen Investor*innen, 73 

Polizeibeamt*innen und von Räumung bedrohten Strukturen 74 
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● Die Verpflichtung der Investor*innen, alternative Angebote für die von der Räumung 75 

verdrängten Strukturen zu schaffen 76 

Verbundeinsätze 77 

Bei sogenannten Verbundeinsätzen werden bei Kontrollen der Bezirksämter Polizeibeamt*innen 78 

hinzugezogen. Dies ist häufig bei Kontrollen der Gesundheitsämter im Gastronomiegewerbe der Fall. 79 

Den Polizeibefugnissen sind hierbei enge Grenzen gesetzt und der Einsatz darf sich ausschließlich auf 80 

den Grund der Kontrolle erstrecken. So dürfen beispielsweise Gäste des Betriebs während des 81 

Verbundeinsatzes nicht kontrolliert werden und der betriebliche Ablauf nicht durch die Polizei gestört 82 

werden. In der Praxis zeigt sich jedoch, dass diese Verbundeinsätze häufig bei migrantisiert gelesenen 83 

Gastronomiebetrieben stattfinden und eine unverhältnismäßig hohe Anzahl an Polizeibeamt*innen 84 

eingesetzt werden. So werden diese Betriebe durch eine hohe Polizeipräsenz weiter stigmatisiert. 85 

Außerdem werden bei den ursprünglichen Kontrollen des Gesundheitsamtes andere polizeiliche 86 

Maßnahmen wie Personenkontrollen durchgeführt. Betroffene wissen häufig nicht, dass dies nicht 87 

rechtens ist und werden auch von der Polizei nicht über ihre Rechte aufgeklärt. Die Praktik der 88 

Verbundeinsätze sehen wir daher kritisch. 89 

Wir fordern daher: 90 

● Den Stopp von geplanten Verbundeinsätzen 91 

Armut entkriminalisieren 92 

Das quantitativ größte Problem des Strafrechtssystems in seiner geltenden Fassung dürfte aber sein, 93 

wie es Armut kriminalisiert und den armen Teil der Bevölkerung mit vielen Ressourcen und dem Einsatz 94 

staatlicher Gewalt am wirtschaftlichen Aufstieg und gesellschaftlicher Teilhabe hindert. 95 

Wenn man von Verurteilungen wegen Straßenverkehrsdelikten absieht, wurden im Jahr 2021 die 96 

meisten Geldstrafen für Diebstahl, Betrugsdelikte – wozu auch das „Erschleichen von Leistungen“, also 97 

insbesondere das Fahren ohne gültigen Fahrausweis zählt – und den Besitz von Betäubungsmitteln 98 

verhängt. Etwa ein Drittel der Geldstrafen entfielen auf diese Delikte. Ein Großteil der Strafen lautete 99 

auf weniger als 90 Tagessätze, was bedeutet, dass es sich in der Regel um wenig schwere Verstöße 100 

gehandelt hat. Die Höhe der einzelnen Tagessätze wiederum lag überwiegend bei weniger als 25 €, 101 

woraus sich darauf schließen lässt, dass die Verurteilten in der Regel über ein Nettoeinkommen von 102 

weniger als 750 € pro Monat verfügten. Es zeigt sich also, dass das Strafrechtssystem in seinem 103 

aktuellen Zustand in einer erheblichen Anzahl an Fällen armutsbetroffene Menschen für Taten 104 

bestraft, die zumeist armutsbedingt sind. Im schlimmsten Fall führen die verhängten Geldstrafen nicht 105 

nur dazu, dass diese Menschen weiter in die Armut getrieben werden, sondern sie können bei 106 

zahlungsunfähigen Verurteilten sogar als „Ersatzfreiheitsstrafe“ in eine Freiheitsstrafe umgewandelt 107 

werden. 108 

Dem muss nicht so sein. Sowohl kurz- als auch mittelfristig können viele der Unbilligkeiten mit 109 

einfachen Lösungen beseitigt werden. Die Staatsanwaltschaft ist nicht verpflichtet, Armutskriminalität 110 

zu verfolgen: Wenn absehbar ist, dass eine Strafe am unteren Ende des Strafrahmens verhängt würde, 111 

kann sie das Verfahren einstellen. Damit diese Vorgehensweise sich durchsetzt muss man auch nicht 112 

auf den guten Willen der Staatsanwält*innen vertrauen. Regierende Bürgermeister*innen und 113 

Justizsenator*innen können die Staatsanwaltschaft per Verwaltungsvorschrift grundsätzlich zu 114 

entsprechenden Einstellungen verpflichten, bis eine gesetzliche Neuregelung herbeigeführt wurde. 115 
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Hierdurch würden Ressourcen für die Verfolgung wirklicher Straftaten frei und im Ergebnis kommt es 116 

zu einer Entkriminalisierung strafunwürdiger Armutsdelikte. 117 

Mittelfristig bedarf es einer Abschaffung der Ersatzfreiheitsstrafe. Wenn eine Tat so geringfügig ist, 118 

dass sie schon nach Ansicht eines Gerichts keine Freiheitsstrafe rechtfertigt, darf die bloße 119 

Zahlungsunfähigkeit der verurteilten Person nicht dazu führen, dass sie nur aufgrund von Armut ihre 120 

Freiheit verliert. Stattdessen soll – nach schwedischem Vorbild – bei Zahlungsunfähigkeit das Geld über 121 

einen längeren Zeitraum einzutreiben versucht werden, bis diese gegebenenfalls verjährt. 122 

Aber auch wenn die Ersatzfreiheitsstrafe abgeschafft ist, können Geldstrafen eine unangemessene 123 

Belastung für Verurteilte darstellen. Der Grund hierfür ist, dass Geldstrafen in der Regel nach dem 124 

Nettoeinkommen der verurteilten Person bemessen werden. Abzüge für ihre notwendigen Ausgaben 125 

werden – auch wenn die Gerichte einen begrenzten Spielraum für solche Erwägungen haben – selten 126 

vorgenommen. Das kann bei Menschen mit einem geringen Einkommen dazu führen, dass sie zur 127 

Bezahlung einer so hohen Geldstrafe gezwungen sind, dass sie kein menschenwürdiges Leben mehr 128 

führen können. Zudem kann dies gerade bei Menschen, die sich aufgrund ihrer Armutsbetroffenheit 129 

zur Begehung von Straftaten gezwungen sehen, dazu führen, dass sie sich zu weiteren Straftaten 130 

gezwungen sehen. Aus diesem Grund sollte bei der Bestimmung der Tagessatzhöhe in Zukunft nicht 131 

mehr das Nettoeinkommen der Beschuldigten maßgeblich sein, sondern deren Einkommen abzüglich 132 

der Kosten für eine angemessene Lebensführung Grundlage für die Bemessung bilden. 133 

All diese Reformoptionen dürfen aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass unser Ziel nicht sein darf, 134 

die Kriminalisierung von Armut erträglicher zu machen. Wir müssen sie vollständig beenden. Das 135 

bedeutet, wir müssen typische Delikte aus dem Bereich der Kleinkriminalität aus dem Strafrecht 136 

verbannen und die zugrunde liegenden Probleme angehen. Das führt auch nicht dazu, dass 137 

Unternehmen, die Opfer dieser Straftaten wurden, schutzlos bleiben. Es bleibt ihnen unbenommen, 138 

sich selbstständig vor den Zivilgerichten darum zu bemühen, dass ihr Schaden ersetzt wird oder auf 139 

eigene Kosten Sicherungsmaßnahmen zu ergreifen. Die einzige Veränderung, die eintreten wird, ist, 140 

dass der Staat nicht mehr auf Kosten der Allgemeinheit die Profite von Unternehmen schützt. 141 

Schließlich müssen wir dafür sorgen, dass diejenigen Menschen, die in der Vergangenheit Opfer von 142 

Kriminalisierung gewesen sind, daraus keine Nachteile in der Zukunft erfahren müssen. So ist nicht 143 

einzusehen, weshalb in Anbetracht der bevorstehenden Legalisierung von Marihuana in Zukunft 144 

Unternehmen legale Gewinne mit diesem Produkt erwirtschaften dürfen, während Menschen die vor 145 

der Legalisierung gedealt oder auch nur Marihuana besessen haben Vorstrafen haben und durch die 146 

Strafverfolgung viel Geld oder sogar ihre Freiheit verloren haben. Daher bedarf es neben der 147 

Entkriminalisierung von Armut auch einer Löschung der Vorstrafen und Entschädigungszahlungen für 148 

die in der Vergangenheit Verurteilten. 149 

Wir fordern daher: 150 

● Die Abschaffung der Ersatzfreiheitsstrafe 151 

● Die Bemessung von Tagessätzen anhand des tatsächlichen Einkommens nach Abzug 152 

desjenigen Betrages, den man für eine angemessene Lebensführung benötigt 153 

● Die Entkriminalisierung des Diebstahls geringwertiger Sachen zulasten von Unternehmen, des 154 

Betrugs über geringwertige Gegenstände zulasten von Unternehmen und des Erschleichens 155 

von Leistungen 156 

● Entkriminalisierung des Besitzes von Betäubungsmitteln 157 
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● Eine Löschung aller einschlägigen Vorstrafen für diejenigen Menschen, die vor der 158 

Entkriminalisierung verurteilt worden sind, sowie die proaktive Entschädigung dieser 159 

Menschen, die unter die Kriminalisierung der Bulletpoint 3 und 4 fielen. 160 

● Bis zur gesetzlichen Neuregelung sollen Staatsanwaltschaften angewiesen werden, 161 

Armutskriminalität nicht mehr zu verfolgen 162 

Das Strafrecht und demokratischer Protest 163 

Vor dem Hintergrund verschiedener Protestformen der Klimabewegung wird verstärkt für mehr 164 

Durchsetzungsrechte der Polizei mobilisiert. Dass hierbei auch Forderungen nach schärferen 165 

Polizeiaufgabengesetzen nach bayerischem Vorbild laut werden, ist eine Konsequenz stetiger 166 

Polemisierung durch konservative Kräfte in Senat, Verwaltung und (Polizei-)Gewerkschaften. Diese 167 

Forderungen vereinfachen das Problem auf eine Weise, die bürgerliche Freiheiten gefährden und das 168 

Vertrauen in die Polizei weiter beschädigen. Die Innenminister*innen übertreten mit Forderungen 169 

nach härteren Strafen für Klimaaktivist*innen einerseits ihre Kompetenzen, denn die juristische 170 

Beurteilung der Strafbarkeit obliegt Gerichten und nicht der Exekutiven. Zusätzlich sind die dabei 171 

gewählten Vorbilder wie das bayerische Polizeiaufgabengesetz selbst bürger*innenfeindlich. Ein 30-172 

tägiges Gewahrsam wurde ursprünglich zur Vorbeugung schwerer terroristischer Straftaten in den 173 

Gesetzestext geschrieben - bereits damals unter Protest vieler zivilgesellschaftlicher Organisationen. 174 

Nun wird dieser Paragraph bei Klimaprotesten eingesetzt, um zivilen Ungehorsam mundtot zu machen 175 

und das populistische Bild einer starken Regierung zu verbreiten. Es wird an dieser Stelle nicht mehr 176 

über stärkere Anstrengungen im Kampf gegen die Klimakrise diskutiert - sondern über den Kampf 177 

gegen Klimaprotest. 178 

Unabhängig davon, ob man Straßenblockaden und die damit verbundenen politischen Forderungen 179 

für sinnvoll hält: Wenn es unter Strafe gestellt wird, dass öffentliche politische Meinungsäußerungen 180 

zu Unannehmlichkeiten von Autofahrenden führen – die in Form des Staus auch ohne Proteste 181 

regelmäßig auftreten – zeugt das von einer falschen gesellschaftlichen Prioritätensetzung. 182 

Demokratischem Protest mit dem Strafrecht, also dem eingriffsintensivsten Werkzeug, das dem Staat 183 

zur Verfügung steht, zu begegnen, lehnen wir ab. 184 

Wir fordern daher: 185 

● Keine Erhöhung des Polizeigewahrsams 186 

● Anpassung des Strafrechts unter Berücksichtigung gewaltfreien Protests unter dem stärkeren 187 

Schutz der Versammlungsfreiheit 188 

Sauberkeit und Sicherheit 189 

Ein subjektives Sicherheitsempfinden hängt häufig auch von Umwelteinflüssen ab. Hierbei stehen 190 

beispielsweise städtische Sauberkeit und Beleuchtungskonzepte im Mittelpunkt. Für ein 191 

sozialdemokratisches Verständnis innerer Sicherheit müssen diese Aspekte ebenfalls betrachtet 192 

werden. Bevor Orte und Plätze durch eine erhöhte Polizeipräsenz “abgesichert” werden, soll daher 193 

eine eingehende Analyse des Sicherheitsempfindens an diesen Orten durchgeführt werden, um andere 194 

Möglichkeiten zu finden, das Sicherheitsempfinden aller Bürger*innen zu steigern. 195 

Wir fordern daher: 196 

● Die Erhöhung der Polizeipräsenz als letztes Mittel für die Behandlung unsicherer oder als 197 

unsicher empfundener Orte 198 
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● Die priorisierte Prüfung anderer städtischer Maßnahmen wie beispielsweise 199 

Beleuchtungskonzepte und Erhöhung der städtischen Sauberkeit 200 

Katastrophenschutz und Feuerwehr 201 

Der Katastrophenschutz und die Feuerwehr fallen genauso in das Aufgabengebiet der inneren 202 

Sicherheit wie die Polizeibehörden. Diese wurden jedoch bei finanzieller, materieller und personeller 203 

Ausstattung in den letzten Jahren stark vernachlässigt. Bei immer höher werdenden Einsatzzahlen der 204 

Rettungsdienste und Löschzüge sowie einer absehbar stärkeren Belastung des Katastrophenschutzes 205 

bei der Bekämpfung der Folgen der Klimakatastrophe müssen diese Bereiche wieder stärker in den 206 

Fokus gerückt werden. 207 

Wir fordern daher: 208 

● Eine Investitions- und Planungsoffensive für Berufsfeuerwehr, Freiwillige Feuerwehr, den 209 

Rettungsdienst und den Katastrophenschutz 210 

● eine bessere Bezahlung, insbesondere im Schichtdienst, für Berufsfeuerwehr, den 211 

Rettungsdienst und den Katastrophenschutz 212 

● Höhere Vergütungspauschalen bei der Freiwilligen Feuerwehr 213 

● Eine höhere Vergütung in der Ausbildung bei der Berufsfeuerwehr 214 

● Als langfristiges Ziel: die Einführung einer 8-Stunden-Schicht statt einer 12-Stunden-Schicht 215 
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Antrag I4_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Steglitz-Zehlendorf 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 
Der Bundeskongress der Jusos möge beschließen: 
Der Bundesparteitag der SPD möge beschließen: 

I4_1/23 Queer Refugees Welcome! - Für eine Reform 

der Geflüchtetenpolitik 

Wir fordern eine grundlegende Reform der Geflüchtetenpolitik besonders mit Blick auf LSBTQIA*-1 

Geflüchtete. Hierzu sollen die SPD-Abgeordneten von Bund und Land sich für eine Reform der 2 

notwendigen Gesetze einsetzen, die folgende Maßnahmen enthält: 3 

1. § 3 (1) 1. des Asylgesetzes soll um die “sexuelle Identität” und “Geschlechtsidentität” als 4 

Gründe der Flucht vor Verfolgung ergänzt werden. Mit der Aufnahme der sexuellen Identität 5 

und Geschlechtsidentität ins Asylgesetz wird die nationale Gesetzgebung an die Richtlinie 6 

2011/95/EU angepasst, die diese Verfolgungsgründe bereits anerkennt. 7 

2. Für alle Mitarbeitenden von Ämtern, Behörden und Aufnahmeeinrichtungen sollen 8 

Sensibilisierungsprogramme zum Umgang mit LSBTQIA*-Geflüchteten verpflichtend 9 

angeboten werden. Diese Sensibilisierungsprogramme sollen in Zusammenarbeit mit 10 

entsprechenden zivilgesellschaftlichen Organisationen eingerichtet werden. 11 

3. Bundesweit soll ein behördenunabhängiges Asylberatungssystem eingerichtet werden. Die 12 

Beratungen sollen hierbei u.a. als Einzelgespräche zur Verfügung stehen. Darüber hinaus 13 

müssen die Beratungsangebote niedrigschwellig und flächendeckend angeboten werden und 14 

vor behördlichen Anhörungen wahrnehmbar sein. Die Einrichtung eines 15 

behördenunabhängigen Asylberatungssystems kommt der in Richtlinie 2013/33/EU 16 

festgeschriebenen Verpflichtung nach, Geflüchtete im Asylprozess über ihre Rechte und 17 

mögliche Rechtsberatungsstellen zu informieren. Dabei gewährleistet das Angebot von 18 

Einzelgesprächen, dass queere Menschen nicht vor Dritten ein Zwangsouting erleben müssen. 19 

Frühzeitige Beratungsangebote gewährleisten zudem, dass die Asylsuchenden rechtzeitig über 20 

die eigenen Rechte aufgeklärt werden. 21 

4. Sogenannte Ankerzentren sollen abgeschafft und durch dezentrale Unterbringungen ersetzt 22 

werden. 23 

5. In allen Aufnahmeeinrichtungen muss Zugang zu rechtlicher, gesundheitlicher und 24 

psychologischer Betreuung für LSBTQIA*- Geflüchtete gewährleistet werden. Zudem müssen 25 

weitere Aufnahmeeinrichtungen speziell für LSBTQIA*-Geflüchtete geschaffen werden.  26 

6. Alle Kommunen werden insbesondere verpflichtet, geschützten Wohnraum für LSBTQIA*-27 

Geflüchtete bereitzustellen. Ausreichende Mittel werden zentral zweckgebunden zur 28 

Verfügung gestellt. Hierbei soll in jedem Fall jeweils Gruppen- und Einzelunterbringung 29 

grundsätzlich gewährleistet sein. Diese Wohnungen werden entweder von Fachträger*innen 30 

der queeren Wohnhilfe oder der Queerarbeit verwaltet oder von explizit hierfür zu 31 

schulendem Fachpersonal kommunaler Trägerschaften. Der Gesetzgeber legt Fristen zur 32 

Einrichtung und ihrer Kontrolle fest, sodass die Nichterfüllung dieser Aufgabe durch die 33 
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Kommunen verhindert werden kann. Eine Einrichtung zu Lasten expliziten Wohnens bspw. für 34 

junge Geflüchtete oder flüchtende Frauen* findet nicht statt.  35 

7. Abschiebungen dürfen nicht weiter durchgeführt werden. Abschiebungen sind ein inhumanes 36 

Mittel der Geflüchtetenpolitik, wodurch Menschen häufig in lebensbedrohliche Situationen 37 

gebracht werden. Da ein Verfolgungsgrund aufgrund der sexuellen Identität oder 38 

Geschlechtsidentität niemals ausgeschlossen werden kann, sind alle Abschiebungen 39 

abzulehnen.  40 
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Antrag I5_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Steglitz-Zehlendorf 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 

I5_1/23 Sicheres Wohnen für queere Menschen in 

landeseigenen Wohnungen 

Die SPD-Fraktion im Abgeordnetenhaus Berlin und die SPD-Mitglieder des Berliner Senats werden 1 

aufgefordert, in enger Zusammenarbeit mit Vertreter*innen der Zivilgesellschaft, insbesondere im 2 

Bereich queerer Wohnhilfe tätigen Initiativen, langfristige Kooperationen für queeres Wohnen in den 3 

landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften einzurichten. So sollen explizit Wohnungen für die 4 

Belegung durch von queeren Initiativen betreute Menschen bereitgehalten werden. Diese 5 

Möglichkeit soll in allen Berliner Bezirken bestehen und sowohl kurzfristige Notwohnungen als auch 6 

langfristige Wohnverhältnisse beinhalten.  7 

• Gemeinsam mit den oben genannten Initiativen sollen Anzahl und Kriterien für die 8 

Bereitstellung und Vergabe der vorgehaltenen Kontingente erarbeitet, ebenso wie ein 9 

Turnus, in welchem diese Kriterien evaluiert werden, festgelegt werden.  10 

• Die Vergabe muss bürokratiearm und insbesondere bei Notfällen zügig erfolgen. Eine 11 

aktuelle Übersicht über freie Plätze soll von den Bezirksämtern, sowie durch relevante Träger 12 

und Initiativen jederzeit einsehbar sein.  13 

• Gleichzeitig werden alle relevanten Akteur*innen der Wohnhilfe durch 14 

Fortbildungsmaßnahmen in der Arbeit mit queeren Menschen geschult und 15 

Informationsmaterialien für queere Menschen erarbeitet und zur Verfügung gestellt. 16 

Queere Menschen sind von der Wohnungskrise in Berlin außergewöhnlich betroffen. Sie erfahren bei 17 

der Wohnungssuche oft Diskriminierung und sind ebenfalls außergewöhnlich armutsbetroffen. 18 

Insbesondere queere Jugendliche, die Gewalt und Diskriminierung erfahren, brauchen neben 19 

Beratung auch oft Notfallwohnungen, wenn sie in ihrer bisherigen Wohnsituation nicht verbleiben 20 

können. Die Zahl der zur Verfügung stehenden Notwohnungen für queere Menschen ist in Berlin 21 

aber deutlich zu gering. Initiativen der queeren Wohnhilfe berichten außerdem, dass die 22 

Zusammenarbeit mit den landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften immer schwieriger geworden 23 

ist. Durch die in diesem Antrag geforderte konzertierte Aktion von Senat, Abgeordnetenhaus und 24 

Zivilgesellschaft soll diesem dramatischen Mangel kraftvoll und nachhaltig begegnet werden.  25 
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Antrag I6_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Tempelberg 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 

I6_1/23 Folgen aus der Silvesternacht – soziale 

Lösungsansätze statt rechter Hetze! 

Zum Jahreswechsel 2023 kam es in Berlin zu großen Ausschreitungen. Silvesternächte sind in Berlin, 1 

besonders in bestimmten Teilen, jedes Jahr geprägt von Gewalt und Eskalation. In den Jahren des 2 

Corona-Lockdowns waren diese Ausschreitungen durch Ausgangsbeschränkungen gering. Besonders 3 

im Kontrast dazu erfuhren die Ausschreitungen über den Jahreswechsel 2022/2023 eine besondere 4 

und von rechten Kräften genutzte mediale Aufmerksamkeit. Die Angriffe gegen Polizei- und 5 

Rettungskräfte müssen aufgearbeitet und Täter*innen zur Verantwortung gezogen werden. Für die 6 

Aufarbeitung wird sich die Stadt mit den Ursachen und Folgen beschäftigen müssen. Dafür braucht es 7 

eine klare Analyse und soziale Lösungen, die am Kern des Problems ansetzen. Was es nicht braucht, ist 8 

eine kopflose Debatte, unterlegt mit rassistischen Ressentiments.  9 

Silvesternacht 10 

In der Silvesternacht spielten sich in ganz Berlin gewaltvolle Szenen ab. Ausschreitungen gegen und 11 

Angriffe auf Polizei-, Feuerwehr- und Rettungskräfte dominieren die Geschehnisse. Sie werden 12 

“beschossen” mit Böllern, Raketen, Schreckschusspistolen und Pyrotechnik. Auch von Verletzungen 13 

durch Pfefferspray und stumpfe Gewalteinwirkung wird berichtet. Zudem beschädigten die 14 

Täter*innen Ausrüstung der Einsatzkräfte: Bierkisten, Pyrotechnik und Feuerlöscher werden auf 15 

Fahrzeuge geworfen. Einsätze der Feuerwehr und Polizei werden gezielt behindert durch Barrikaden 16 

und Beschuss während der Löscharbeiten. Ausschreitungen dieser Art gab es in ganz verschiedenen 17 

Teilen Berlins, nicht nur in den “Problemvierteln”.  18 

Im Nachgang der Silvesternacht wurden knapp 150 Personen wegen diverser Delikte festgenommen. 19 

Viele von ihnen sind - entgegen der Behauptungen rechter Kräfte - deutsche Staatsbürger*innen und 20 

unter 21 Jahre alt. Unter den Festnahmen befanden sich laut Polizeiangaben nur 6 Frauen.  21 

Die Geschehnisse der Silvesternacht haben eine Reihe an Debatten angestoßen, die wenigsten davon 22 

werden konstruktiv geführt. Es geht um eine bessere Ausstattung von Polizist*innen, unter anderem 23 

durch Bodycams. Den Einsatz dieser lehnen wir weiterhin ab. Wir erkennen die Vorteile insbesondere 24 

in Bezug auf Transparenz an, verstehen die Risiken der Technologie allerdings als zu hoch: Wir 25 

befürchten, dass Aufnahmen besonders im Sinne der Polizist*innen benützt würden und sehen 26 

insbesondere darin, dass ausschließlich Polizist*innen entscheiden, wann die Cams an- bzw. 27 

ausgeschaltet werden, ein problematisches Machtverhältnis. Auch Jugendkriminalität war Thema. Vor 28 

allem drehte sich die Debatte aber um “gescheiterte” Integration. Diese Debatte wird rassistisch und 29 

populistisch aufgeladen. Es ist unsere Aufgabe als Sozialdemokratie und als Jusos uns dem entschieden 30 

entgegenzustellen. Denn: Gewalt hat nichts mit Herkunft zu tun; Gewalt wird bedingt durch soziale 31 

Gegebenheiten wie die soziale Herkunft. Öffentliche Debatten müssen sachlich geführt werden und zu 32 

durchdachten Lösungsvorschlägen führen. Rechte Hetze hat in unserer Stadt keinen Platz! 33 
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Dein Vorname juckt nicht! 34 

Das beste Beispiel für die rassistisch aufgeladene Stimmung in der Politik ist die “Vornamendebatte”. 35 

Nach den Silvesterunruhen wurden Stimmen in der Politik laut, dass man die Vornamen der 36 

Täter*innen in Erfahrung bringen müsste, um sich ein Bild zum Täter*innenprofil zu machen. Gefordert 37 

wurde dieses Vorgehen vorrangig von den Wahlgewinner*innen 2023: Kai Wegner und der CDU Berlin. 38 

Sie springen damit auf einen Zug mit rechten Kräften und bedienen sich einer Anfrage, die im selben 39 

Wortlaut von der AfD im Saarland dort 2019 gestellt wurde. Dieses Denken in rassistischen Mustern 40 

lehnen wir konsequent ab. Dein Vorname und deine Herkunft haben keine Auswirkungen auf deine 41 

Gewaltbereitschaft. Auch mit der Schlussfolgerung, die Ausschreitungen seien Resultat einer 42 

gescheiterten Integrationspolitik, wird der Kern der Sache weit verfehlt. Gewalt entsteht aus sozialen 43 

Gegebenheiten, daraus, dass junge Menschen vor einer Perspektivlosigkeit stehen, daraus, dass diese 44 

Stadt vielen Menschen nicht mehr die Lebensgrundlage bietet, die sie brauchen. Wenn ganze Kieze 45 

zurückgelassen werden, wenn gute (Aus-)Bildung nur für manche erreichbar ist, wenn Menschen sich 46 

das Leben in ihrer Heimat nicht mehr leisten können, dann entsteht Frustration. Diese Debatten 47 

müssen wir führen, anstelle rassistisch gegen Namen zu hetzen. 48 

Für uns Jusos gilt: Dein Vorname juckt nicht! 49 

Jugendsozialarbeit als Schlüssel 50 

Auch Jugendgewalt entsteht aus der Wechselwirkung verschiedener Faktoren und hat keine simplen 51 

Erklärungen. Klar ist: Kinder und Jugendliche bekommen ihre soziale Realität schon früh im Leben zu 52 

spüren. Gesamtgesellschaftliche Faktoren wie wirtschaftliche und soziale Ausgrenzung sind große 53 

Risikofaktoren für Jugendgewalt. Diese Faktoren manifestieren sich teilweise über Generationen und 54 

die Abwärtssprialen sind nur schwer durchdringbar. Darum müssen in Schulen, Freizeiteinrichtungen 55 

und der Nachbarschaft Schutz-, Förder- und Teilhaberechte umgesetzt werden, um junge Menschen 56 

dazu zu befähigen, Verantwortung für ihr eigenes Leben zu übernehmen. Eine gute Jugendsozialarbeit 57 

ist hierbei essenziell. Leider kann die in Berlin momentan nicht gewährleistet werden, es fehlt an allem: 58 

Personal, Räumlichkeiten und finanziellen Mitteln. Um wirkliche Erfolge in der Jugendsozialarbeit zu 59 

erzielen, ist eine individuelle, langfristige Betreuung der Jugendlichen notwendig; nur so können 60 

stabile Beziehungen und Vertrauen aufgebaut werden. Aufgrund des Mangels bei Personal, Raum und 61 

Geld ist dies momentan unmöglich. Problematisch ist auch, dass die finanziellen Mittel, die zur 62 

Verfügung stehen, nicht zweckgebunden sind, was heißt, dass sie auch für andere Zwecke als die 63 

Jugendsozialarbeit verwendet werden können. Um der jugendlichen Gewaltspirale ein Ende zu setzen, 64 

braucht es daher mehr Ressourcen vom Land Berlin an die Bezirke, sowohl finanzielle wie räumliche. 65 

Das Jugendpaket, das nach dem Jugendgipfel durch die R2G-Landesregierung zugesichert wurde, ist 66 

ein guter erster Schritt. Die gesteigerten Ausgaben für die Jugendsozialarbeit müssen allerdings 67 

verstetigt werden und dürfen kein einmaliges Vorkommen bleiben. Außerdem müssen die an die 68 

Bezirke zur Verfügung gestellten Mittel zweckgebunden an die Jugendsozialarbeit sein.  69 

Auch die Pandemie und die damit wegfallenden Angebote für junge Menschen haben ihren Schatten 70 

hinterlassen: Dass Ferienfreizeiten, Sport und Gruppenaktivitäten so lange ausgefallen sind, hat zu 71 

noch mehr Isolation und zu weniger möglichen Ansätzen des Helfens geführt. Jugendzentren, Träger 72 

und Vereine müssen daher dringend mit den nötigen Mitteln ausgestattet werden, um wieder diverse 73 

Freizeitprogramme anzubieten.  74 

Soziale Durchmischung - aber richtig 75 
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Auch wenn die Ausschreitungen in dieser letzten Silvesternacht natürlich neue Dimensionen 76 

angenommen hat, kam es auch in vorherigen Jahren bereits häufiger zu Unruhen zum Jahreswechsel. 77 

Feuerwerkssperrzonen in bestimmten Kiezen und Vierteln zeugen von früheren Eskalationen. Diese 78 

Kieze, die sich häufig durch sozial abgehängte Bewohner*innen und eine größere Anzahl 79 

migrantisierter Menschen auszeichnen, werden nun als Problemkieze und als Brutstätte für 80 

Gewaltbereitschaft besprochen. Genauso wie Vornamen haben Adressen nichts mit Aggressivität und 81 

Gewalt zu tun. Ganze Kieze unter Generalverdacht zu stellen und abzuschreiben, ist genau die falsche 82 

Konsequenz. Auch hier muss die Debatte auf die eigentlichen Themen gelegt werden: Chancen, 83 

Unterstützung und Aufstiegsperspektiven.  84 

Soziale Durchmischung spielt dabei sicherlich eine Rolle. Berlin ist eine diverse Stadt, unsere Kieze 85 

sollen das widerspiegeln. Die Forderung allerdings zum Zweck der sozialen Durchmischung Wohnraum 86 

in “Problemkiezen” für finanziell stärkere Berliner*innen zu schaffen, indem man beispielsweise 87 

Eigentumswohnungen inmitten von sozialem Wohnungsbau schafft, ist der richtige Gedanke nur falsch 88 

herum gedacht. Anstelle Menschen aus ihren Wohnungen, ihren Kiezen zu verdrängen, müssen wir 89 

die Stadt bauen, in der Menschen aller Einkommensklassen miteinander wohnen. Die Lösung ist daher 90 

nicht, Eigentumswohnungen inmitten sozialen Wohnungsbaus zu schaffen, sondern vielmehr Mieten 91 

und Wohnen für alle überall möglich zu machen, bei Neubauprojekten immer Sozialwohnungen immer 92 

mit einzuplanen und Kieze für alle zu öffnen. Nur, weil Menschen unterschiedlicher Einkommen in 93 

unmittelbarer Nachbarschaft leben, entstehen noch lange keine direkten Verbindungen: Kinder 94 

werden auf unterschiedliche Schulen geschickt, die Ausgestaltung von Hobbies hängen vom 95 

Einkommen ab, der Bewegungsradius in der Stadt ist abhängig von Mobilitätsmöglichkeiten und 96 

Sozialräume werden unterschiedlich genutzt. Essenziell für eine soziale Durchmischung ist also auch 97 

die Schaffung von wohnortnahen Angeboten zur Vernetzung und zum gemeinsamen Verbringen der 98 

Freizeit, wie Nachbarschaftstreffpunkte und -cafés, Feste oder Sportangebote, durch die Bezirke und 99 

den Senat, die unterschiedliche Gruppen ansprechen und so einen wirklichen Vernetzungscharakter 100 

über Generationen, Geschlechter und soziale Herkünfte hinweg entfalten können. 101 

Patriarchat zerstören - nicht Eigentum 102 

Gewalt ist das Mittel des Patriarchats. Um Gewalt zu verhindern und zu stoppen, muss allen voran 103 

auch das Patriarchat bekämpft werden. In jeder Phase des Lebens ist Bildung und Aufklärung über die 104 

bestehenden und sich verfestigenden Machtstrukturen von großer Relevanz. Vor allem in der 105 

Schulbildung, im Beruf, in Fortbildungen muss diesem Thema mehr Beachtung geschenkt werden, um 106 

das Problem im Keim zu ersticken. Unser Kampf gegen die Gewalt ist immer und vor allem auch ein 107 

feministischer! 108 

Klar ist und bleibt: Gewaltbereitschaft wird nicht bedingt durch Vornamen oder Adresse. Die 109 

Ausschreitungen müssen sachlich aufgeklärt und entsprechende Konsequenzen daraus öffentlich 110 

debattiert werden. Diese Debatte darf allerdings nicht von rassistischer Hetze getrieben sein, sondern 111 

muss sich stattdessen die tatsächlichen Auslöser für Unzufriedenheit und Frust vornehmen und 112 

entsprechende Lösungen für diese finden.  113 

Wir fordern daher vom Senat und den Mitgliedern des Abgeordnetenhauses: 114 

• Eine genaue und sachliche Untersuchung der Ereignisse in der Silvesternacht 115 

• Die Vornamen der Täter*innen weiterhin unter Verschluss zu halten 116 

• Ein Verkaufsverbot für Schreckschusspistolen 117 

• Mehr Ressourcen für Personal, Projekte und Programme in der Jugendsozialarbeit 118 
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• Eine Zweckbindung der Jugendsozialarbeitsmittel 119 

• Einen Ausbau von Angeboten der Nachbarschaftsvernetzung, die alle umlebenden Menschen 120 

anspricht.121 
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Antrag I7_1/23 

Antragssteller*innen: Jusos Lichtenberg 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 
An die sozialdemokratischen Mitglieder des Abgeordnetenhauses: 

I7_1/23 Ein Kulturregister für Berlin 

Das Land Berlin soll auf der Website Berlin.de ein Kulturregister für Laienkultur schaffen. Dieses 1 

Register soll sich an Kulturschaffende in Berlin richten sowie an Interessierte, die etwa in ihrer Freizeit 2 

Theater spielen oder in einem Chor singen möchten. Hier sollen freie Regisseur*innen, 3 

Chorleiter*innen, Kirchen etc. ihre Angebote registrieren können, sodass Interessierte bei einer 4 

Google-Suche auf diese Informationen zugreifen können. Das Register sollte folgende Informationen 5 

enthalten: Die Art des Angebots, evtl. Kosten, Zielgruppe, Ort für Proben, Zeitpunkt für Proben sowie 6 

evtl. Zeitraum. Außerdem soll es die Möglichkeit geben, Kontaktdaten für nähere Informationen zu 7 

hinterlegen. Das Kulturregister soll aktiv beworben werden, damit freie Kulturschaffende von ihm 8 

Kenntnis erlangen und sich eintragen. Hier wäre eine Kooperation mit staatlichen Kulturangeboten 9 

(z.B. Theatern) denkbar.  10 

Begründung: 11 

Berlin ist die Hauptstadt der Laienkultur. In Kneipen, auf Kleinbühnen, in Kirchen oder im Park kann 12 

man Musik hören, Theater genießen oder Stand-Up Comedy erleben. Viele Menschen würde gerne an 13 

diesen Angeboten aktiv mitwirken, finden aber keine für sie passende Möglichkeit. Dies liegt daran, 14 

dass bei ehrenamtlichen oder freiberuflichen Kulturangeboten häufig keine Kapazitäten für 15 

umfangreiche Werbung oder Websitepflege bestehen. Neue Mitglieder werden daher meist über 16 

bestehende Teilnehmer*innen angeworben. Gerade für Menschen, die neu nach Berlin ziehen, ist es 17 

schwierig, ein passendes Angebot zu finden. Da sie noch keine Kontakte haben, finden sie keinen 18 

Zugang zur Kulturszene und geben Hobbys wie Singen ganz auf. Hier soll das Kulturregister Abhilfe 19 

schaffen. Ein Hobby außerhalb des Berufs strukturiert die Woche, schafft Entlastung und Freude und 20 

wirkt Vereinsamung in der Großstadt entgegen. Weiterhin könnte das Land Berlin so dem 21 

Vereinssterben entgegenwirken, indem es hilft, neue Mitglieder anzuwerben. Da außerdem viele 22 

Kulturprojekte in Berlin staatlich gefördert sind, würde das Land Berlin auch dazu beitragen, dass seine 23 

eigenen Gelder effektiver genutzt werden. 24 
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Antragsbereich O: Organisation und Parteireform 

Antrag O1_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Spandau 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 

O1_1/23 Arbeitskreis Selbst Aktiv

Die Jusos Berlin gründen einen „Arbeitskreis Selbst Aktiv“. Der Arbeitskreis soll entsprechend der 1 

Arbeitsgemeinschaft Selbst Aktiv in der SPD die Belange der Menschen mit Behinderung in den Jusos 2 

Berlin thematisch angehen. 3 
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Antrag O2_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Steglitz-Zehlendorf 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 

O2_1/23 GO-Antrag: Änderungsanträge abstimmen

Wir schreiben und beschließen als Verband Anträge, die unsere Positionen und unsere Ausrichtung 1 

festlegen. Häufig werden die Anträge dabei gemeinsam geschrieben und durch Änderungsanträge von 2 

anderen Kreisen zugespitzt, verbessert und verändert. Dabei können Änderungsanträge, die auch das 3 

Wesen des Antrags oder relevante Punkte massiv verändern von den Antragsteller*innen des 4 

Ursprungsantrags übernommen werden. Häufig erleichtert das die Arbeit und erspart zeitraubende 5 

Abstimmungen. Teilweise werden jedoch auch Änderungsanträge übernommen, über die sich ein 6 

Diskurs anbieten würde. Änderungsanträge, die sonst übernommen werden sollen auf 7 

Geschäftsordnungsantrag diskutiert und abgestimmt werden, um schließlich einen Antrag zu 8 

beschließen, der möglichst mehrheitlich angenommen werden kann. Deswegen soll die 9 

Geschäftsordnung der Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin entsprechend ergänzt werden: 10 

Änderungsanträge können von der*dem Antragssteller*in des Ursprungsantrags übernommen 11 

werden. Durch Geschäftsordnungsantrag kann die Abstimmung des Änderungsantrags gefordert 12 

werden. 13 
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Antrag O3_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Neukölln 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Bundeskongress der Jusos möge beschließen: 

O3_1/23 Mental Health auch im Verband – 

Selbstverpflichtung zur Schaffung von gesünderen 

Strukturen für eine nachhaltige Arbeit 

Nach und während jedem Kongress, ob auf Landes- oder Bundesebene kennen wir alle die 1 

Gesprächsthemen: Wenig Schlaf, Überforderung, langfriste Stresssituationen bzw. ein durchgehend 2 

erhöhtes Grundniveau an Stress, Panikattacken und körperliche Folgen, von Kopfschmerzen oder 3 

Schlafstörungen über um den Kongress herum startende Infekte zu Verdauungsproblemen oder 4 

Schmerzen am Rücken, im Nacken oder an anderen Stellen. Das alles sind direkte Folgen des 5 

Engagements. Mit unangenehmen Gefühlen oder Gesprächsbedarf ist man ab Ende des Kongresses 6 

insofern allein gelassen, dass es keine geplanten Nachbesprechungen über das Inhaltliche hinaus gibt.  7 

Delegierte bereiten sich tage- bis wochenlang auf den Kongress vor, sind beim Kongress präsent und 8 

wissen die ganze Zeit, dass sie sich damit krank machen, wenn sie nicht schon währenddessen krank 9 

sind. Auf dem Kongress sind persönliche Pausen zwar theoretisch möglich, aber immer mit 10 

Schuldgefühlen verbunden. Ganze Kongresspausen sind selten und immer das erste, was dem 11 

Zeitmangel zum Opfer fällt. Dies führt neben den gesundheitlichen Folgen für jede*n einzelne*n 12 

Delegierte*n auch zu einer unkonzentrierten und dadurch wieder anstrengenderen 13 

Gesamtatmosphäre. 14 

Doch auch über Konferenzen und Kongresse hinaus haben sich bei uns Strukturen etabliert, die ein 15 

gesundes Arbeiten erschweren oder unmöglich machen. Es ist nicht nur normalisiert, sondern wird 16 

explizit gelobt, wenn sich Amtsinhaber*innen komplett für den Verband aufgeben. Wer neben 17 

Lohnarbeit, Ausbildung oder Studium, Familie und anderen persönlichen Verpflichtungen bei jeder 18 

Aufgabe die im Verband anfällt aufspringt und sie angeht, wird als Positivbeispiel genutzt. Dabei sollten 19 

wir uns viel eher bei diesen Menschen dafür entschuldigen, dass wir sie als Verband ausnutzen und bis 20 

ins, oder in Richtung Burnout treiben.  21 

Es besteht zu oft der Konflikt zwischen inhaltlicher Arbeit und persönlicher Gesundheit, und fast immer 22 

wird zugunsten von mehr inhaltlicher Arbeit entschieden. Diese oft unbewusste Praxis schreckt 23 

Menschen davon ab, sich aktiver bei den Jusos zu engagieren.  24 

Der Kapitalismus macht uns krank, und im Kampf gegen ihn machen wir es selber noch schlimmer. Mit 25 

diesen Strukturen, die sich über Jahre bei uns etabliert haben, laugen wir Menschen aus. Diejenigen, 26 

die es am besten aushalten, bleiben länger dabei und können eher Verantwortung und Ämter 27 

übernehmen als diejenigen, die früher von der Struktur gebrochen werden. Wir verlieren wichtige 28 

Perspektiven, gerade wenn es um den Kampf für eine bessere Versorgung im Bereich Mental Health 29 

geht, weil wir die Menschen mit diesen Perspektiven ungewollt ausschließen.  30 
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Aber auch viele Menschen, die Lohn- und Carearbeit gleichzeitig verrichten müssen, haben oft schlicht 31 

nicht die Zeit und die Ressourcen, sich im für viele Aufgaben geforderten Rahmen zu engagieren. Wir 32 

wissen, dass diese Menschen unsere Unterstützung brauchen und wir arbeiten daran, ihre Situation 33 

zu verbessern. Nur nehmen wir ihnen gleichzeitig die Möglichkeit, bei uns im Verband selbst 34 

Verantwortung zu übernehmen und sich selber für eine Verbesserung der Situation einzusetzen.  35 

Sie sind nur ein Beispiel vieler Gruppen, die sich bei uns nicht in dem Maße engagieren können, das 36 

wir einfordern. Dabei sollten wir gerade Menschen in solchen Situationen nicht nur unserer Stimme 37 

geben, sondern ihnen ermöglichen, die eigene Stimme zu erheben. 38 

Wir kämpfen überall den wichtigen Kampf für faire und gesunde Arbeitsbedingungen, schaffen es aber 39 

selber nicht, diese bei uns zu etablieren. Ehrenamt ist Arbeit, aber Ehrenamt muss nicht krank machen.  40 

Die Probleme sind auch keine puren Juso-Probleme.  41 

Sie sind entstanden, weil wir Jusos, wie viele andere progressive Jugendorganisationen auch, die 42 

großen Probleme unserer Welt nicht unbeantwortet lassen können und wollen. Wir arbeiten viel, weil 43 

viel zu tun ist bis zu unserer Utopie des demokratischen Sozialismus, bis zu einer Welt in der tatsächlich 44 

alle Menschen die gleichen Chancen haben. Damit wir diese Arbeit auch weiterführen können, müssen 45 

wir aber aufhören, uns damit selbst zu schaden. 46 

Wir sehen die Probleme und Hindernisse klar in unseren Strukturen und nicht im Verhalten einzelner. 47 

Jede Person, die viel Zeit und Arbeit in die Jusos steckt, stärkt uns als Verband. Unsere Strukturen 48 

beeinflussen jedoch die Bereitschaft dazu in eine ungesunde Richtung. Dazu schrecken sie Menschen 49 

davon ab, sich für Ämter zur Verfügung zu stellen, statt sie zu empowern. Diese Zustände müssen wir 50 

verändern, ohne dabei unsere Dankbarkeit für die Personen zu vergessen, die sich für unseren Verband 51 

engagieren.  52 

Wir fordern daher:  53 

• Die Möglichkeit zur Aufteilung von Amtspositionen auf mehrere Person über eine Änderung 54 

der SPD-Statuten 55 

• Schaffung einer bundesweiten Arbeitsgruppe, die auch für uns nahestehende politische 56 

Jugendorganisationen offen ist und Strukturen für eine gesündere Arbeitsweise in der 57 

politischen Jugendarbeit erarbeitet 58 

• Seminare für Amtsinhaber*innen zu toxischen und ungesunden Verbandsstrukturen 59 

• Eine Abkehr vom unreflektierten Loben, Fördern und impliziten Fordern von kompletter 60 

Selbstaufgabe für den Verband 61 

• Mehr Pausen auf Kongressen und Konferenzen, sowie eine Erinnerung an die Möglichkeit zum 62 

spontanen Antrag auf Sitzungsunterbrechung in der GO jedes Kongresses und jeder Konferenz 63 

durch das Präsidium 64 

• Nachbesprechungen in den Delegationen, in denen explizit auf Diskriminierung, Workload, 65 

Mental Health und toxische Strukturen und Verhaltensweisen eingegangen wird 66 
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Antrag O4_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Lichtenberg 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Bundeskongress der Jusos möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 
Der Bundesparteitag der SPD möge beschließen: 

O4_1/23 Grüner als die Grünen - SPD Gebäude 

begrünen und mit erneuerbaren Energien ausstatten 

Der Bundes- und die Landesvorstände werden aufgefordert, Gebäude im Eigentum der SPD oder ihrer 1 

Gesellschaften zu begrünen und mit verschiedensten erneuerbaren Energien auszustatten. Dazu 2 

gehören neben Dächern und Fassaden auch Innen- und Vorhöfe. Bei der Begrünung soll Biodiversität 3 

gestärkt werden, beispielsweise durch Bienenwiesen und Verzicht auf ungeeignete Pflanzen wie 4 

Kirschlorbeer. Als erneuerbare Energien sollen sowohl PV-Anlagen auf Dach und Fassaden als auch 5 

Windkraftanlagen eingesetzt werden. Außerdem sollen bei der Wärmeversorgung Wärmepumpen 6 

und Geothermie eingesetzt werden. Allgemein müssen Energiesparmaßnahmen forciert werden, 7 

wobei das Willy-Brandt-Haus bereits als positives Beispiel und Vorbild dient. 8 

Begründung: 9 

Um den Klimaschutz voranzutreiben, ist es neben organisatorischen Maßnahmen wichtig die 10 

Bevölkerung mitzunehmen und mit positiven Beispielen eine Vorbildfunktion einzunehmen. 11 

Die Begrünung der Fassaden und Dächer bringt eine lokale Abkühlung im Stadtraum und schützt so 12 

präventiv bei Hitzewellen. 13 
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Antragsbereich U: Umwelt- und Klimaschutz 

Antrag U1_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Charlottenburg-Wilmersdorf 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 

U1_1/23 Resolution: Gemeinsam kämpfen, statt 

kriminalisieren – volle Solidarität mit den 

Klimaaktivist*innen 

Was haben die Rodungen der Grünheide für eine neue Tesla-Fabrik, das Abbaggern des Dorfes 1 

Lützerath, ein IPCC- Bericht (Intergovernmental Panel on Climate Change), der verheerende 2 

Klimafolgen ankündigt, Polizeigewalt rund um die Proteste in Lützerath, junge Menschen, die sich auf 3 

Straßen kleben und Parteizentralen besetzen, ein Toter bei Protesten gegen die Rodung des 4 

Hambacher Forsts, die überstürzten Rodungen im Teutoburger Wald, evidenzbasierter und 5 

wissenschaftlich fundierter Kampf für Klimaschutz der scientistsforfuture und der internationalen 6 

Bewegung fridaysforfuture, die zum großen Teil aus jungen Menschen besteht, Rufe nach besonders 7 

harten Strafen und einem harten Durchgreifen der Justiz und Gewalt von Passant*innen gegen 8 

Aktivist*innen gemeinsam? Sie zeigen, dass wir als Gesellschaft ein krasses Problem haben! Wir 9 

steuern auf eine existenzgefährdende Krise zu und bestrafen, verhöhnen und ignorieren, die die uns 10 

auf diese Krise und die damit einhergehenden Gefahren aufmerksam machen wollen! 11 

Warum tönen gerade aus den Reihen der SPD die Rufe nach einem harten Umgang mit den 12 

Klimaaktivist*innen und einer harten Bestrafung derer so laut? Weil uns die Aktivist*innen auf unsere 13 

eigene Untätigkeit, unser eigenes Versagen und unsere eigene Ahnungslosigkeit hinweisen?   14 

Rufe nach drakonischen Strafen, einem harten Durchgreifen der Justiz oder der unverhältnismäßigen 15 

Erhöhung von Strafen im Nachgang zu den Protestaktionen von Klimaaktivist*innen - auch und gerade 16 

aus den Reihen der SPD - verurteilen wir aufs Schärfste, offenbaren sie doch ein 17 

Rechtsstaatsverständnis, das wir so nicht teilen können.  18 

Statt in ein ewiges “Aber nicht grüner als die Grünen!” zu verfallen, müssen wir als Partei - in 19 

Regierungsverantwortung - anerkennen, dass wir unserer Verantwortung für kommende 20 

Generationen, für die Zukunft aller - insbesondere junger - Menschen nicht gerecht geworden sind und 21 

nicht gerecht werden. Es braucht jetzt ein radikales Umdenken und ein entschlossenes und schnelles 22 

Handeln!  23 

Spätestens seit das Dorf Lützerath durch den Konzern RWE geräumt wurde, stellen unzählige 24 

Gutachten fest, dass Deutschland seinen Beitrag zur Einhaltung der Ziele des Pariser Klimaabkommens 25 

und eine Dekarbonisierung bis 2050 nicht mehr leisten können wird. Was zuerst so lapidar klingt, hat 26 

fatale Folgen. Die Zunahme von Dürren, Hitzeerscheinungen und Niederschlagsdefiziten, ein 27 

Artensterben und der damit verbundene Rückgang der Artenvielfalt, das Steigen des Meeresspiegels, 28 

die Versauerung und Erwärmung der Ozeane, Risiken für die menschliche Sicherheit und Gesundheit, 29 

Risiken für unsere Lebensgrundlage, unsere Nahrungsmittel- und Wasserversorgung und das 30 

wirtschaftliche Wachstum und die Zunahme kaskadierender Kippeffekte sind nur ein Teil der 31 

Szenarien, die uns drohen. Und dabei macht jedes Zehntelgrad, das wir an globaler Erwärmung 32 

verhindern können, einen riesigen Unterschied!  33 
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Für uns ist klar, die Klimakrise ist nicht diskutierbar! Es geht nicht um eine Haltung oder eine Meinung. 34 

Die Klimakatastrophe ist ein wissenschaftlich breit und eindeutig belegter Fakt, der uns alle betrifft. 35 

Nicht irgendein Fakt, sondern die Tatsache, dass unsere Gesellschaft schon in den nächsten Jahren das 36 

einzigartige ökologische Gleichgewicht einbüßen wird, das uns die gesamte bisherige 37 

Menschheitsgeschichte begleitet hat.  38 

Wenn wir jetzt nicht ins Handeln kommen, wird die Klimakatastrophe unsere Gesellschaft, wie wir sie 39 

kennen, über den Haufen werfen. Sie wird unzählige Tode und Verteilungskämpfe nach sich ziehen, in 40 

Größenordnungen, die wir uns heute kaum vorstellen können.  41 

Und schaut man sich an, wer bisher die Folgen der Klimakatastrophe zu spüren bekommt, sieht man: 42 

es handelt sich hierbei um Länder und Regionen, die vergleichsweise wenig zur globalen Klimakrise 43 

beigetragen haben. Während die Länder des globalen Nordens durch ihr Wirtschaften, durch ihre 44 

Industrie und durch ihr Nichthandeln mit Blick auf wirksame Klimapolitik die Verschlimmerung der 45 

Klimakatastrophe zu verantworten haben, müssen die Länder des globalen Südens unter den 46 

katastrophalen Folgen am stärksten leiden. Und die Ergebnisse internationaler Konferenzen wie 47 

COP27 (The 27th Conference of the Parties to the United Nations Framework Convention on Climate 48 

Change) zeigen, dass es immer noch kein ausreichendes internationales Interesse daran gibt, Länder, 49 

die massiv von Folgen der Klimakatastrophe betroffen sind, finanziell zu unterstützen. Klimaschutz 50 

kann nur erfolgreich sein, wenn er global und solidarisch ist!  51 

Das entscheidende Problem, mit dem wir gegenwärtig als Gesellschaft konfrontiert sind, liegt darin, 52 

dass wir die Klimakrise nicht wahrhaben wollen. Wir verschließen unsere Augen schon viel zu lange 53 

vor den Fakten, die seit vielen Jahren auf dem Tisch liegen. Dabei ist es unumstritten, dass die 54 

Klimakrise nicht von allein verschwindet und nur wir ihre Folgen aufhalten können.  55 

Und genau das ist das Ziel der Klimaaktivist*innen: Dass endlich anerkannt wird, wie tief wir alle 56 

gemeinsam in der Klemme stecken. Erst wenn wir als Gesellschaft gemeinsam eingestehen, dass wir 57 

ein Problem haben, kann sachlich über die richtigen Maßnahmen und Wege zu mehr Klimaschutz 58 

diskutiert werden.  59 

Protestbewegungen haben zur Aufgabe, wie ein Warnmelder Aufmerksamkeit auf ein Thema zu lenken 60 

und so den öffentlichen Diskurs zu verändern. Mit Bewegungen, wie „Fridays for Future“, waren und 61 

sind Massen vorwiegend junger Menschen auf den Straßen, was aber trotzdem nicht zu den 62 

notwendigen Veränderungen geführt hat. Dies führt dazu, dass viele Klimaaktivist*innen das Gefühl 63 

haben, alles, was an legalen Protestmöglichkeiten möglich ist, in den letzten Jahren schon probiert zu 64 

haben - ohne sichtbaren Erfolg.  65 

Und hier offenbart sich auch ein großer Konflikt. Welches Signal möchte unsere Politik an die jungen 66 

Menschen senden, die sich für einen echten Klimaschutz einsetzen? Soll sie ihnen zeigen, dass ein 67 

Großkonzern, wie RWE, der einer der größten CO2-Emittenten der Europäischen Union ist, trotz aller 68 

Warnungen von Wissenschaftler*innen ganze Landschaften abbaggern kann, um durch Investitionen 69 

in fossile Brennstoffe Gewinn zu machen oder will sie ihnen zeigen, dass der Kampf für das 70 

Gemeinwohl und für eine Zukunft, in der alle Menschen weltweit überleben können in einer 71 

Demokratie entschieden von alle Beteiligten - auch gegen die Interessen eines Großkonzerns - 72 

gekämpft wird?  73 

Kurz: soll sich die radikale Gewinnlogik eines Großkonzerns gegen unser aller Zukunft durchsetzen 74 

können? Soll in einer Demokratie, in einer Gesellschaft das Tönen derer, die finanzielle Macht haben, 75 

lauter und erfolgreicher sein als das Rufen derer, die - fachwissenschaftlich fundiert - darauf hinweisen, 76 

dass wir im freien Fall auf eine Katastrophe zusteuern? Als sozialistischer Verband ist für uns klar, dass 77 

sich die Interessen von Konzernen niemals gegen das Gemeinwohl und gegen das Interesse der 78 

Allgemeinheit durchsetzen dürfen! Der Kampf für wirksamen Klimaschutz und gegen die 79 

Klimakatastrophe ist immer auch ein antikapitalistischer Kampf - denn es braucht einen System-, 80 

keinen Klimawandel!  81 
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Klimaaktivist*innen, Jugendliche und junge Erwachsene, die sich an Protestaktionen für einen 82 

entschlossenen Kampf gegen die Klimakatastrophe beteiligen, die Wälder, die durch Rodungen 83 

gefährdet sind, besetzen und die durch öffentlichkeitswirksame Aktionen eine längst überfällige 84 

Debatte über wirksame Maßnahmen zum Klimaschutz anstoßen und die Politik und die Parteien auf 85 

ihr Versagen hinweisen wollen, haben uns in ihrem Kampf für eine lebenswerte Zukunft an ihrer Seite!  86 

Fortschritt musste in der Vergangenheit immer erkämpft werden. Und Akte des Protests und des 87 

Aufbegehrens haben sich rückblickend häufig als wegweisende Lernkurven unserer Demokratie 88 

herausgestellt. Die Klimaaktivist*innen überschreiten mit ihrem zivilen Ungehorsam bewusst Grenzen, 89 

um zu zeigen: Was nicht legal ist, kann legitim sein. 90 

Wir solidarisieren uns mit den Anliegen und Forderungen der “Letzten Generation”, wir solidarisieren 91 

uns mit den Protestierenden, den Forderungen und der Besetzung von #Lützibleibt und von 92 

#Hambibleibt, wir unterstützen den Volksentscheid „Berlin 2030 Klimaneutral“, wir solidarisieren uns 93 

mit der globalen Klimabewegung und schließen uns ihrem Kampf für einen wirksamen, sozial 94 

gerechten, antikapitalistischen Klimaschutz an!  95 
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Antrag U2_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Steglitz-Zehlendorf 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 
Der Bundesparteitag der SPD möge beschließen: 

U2_1/23 Herstellung von Einweg-Vapes verbieten 

Das „Dampfen“ von E-Zigaretten gilt oft als gesündere Alternative zum herkömmlichen Rauchen. Das 1 

kann es durchaus sein, ist allerdings nur akzeptabel, wenn es sich um wieder verwendbare E-Zigaretten 2 

handelt: Einweg-Vapes sind auch Umwelttechnisch keine Alternative. 3 

Einweg-Vapes enthalten seltene Erden und werden nach einmaligem Gebrauch ohne eine Möglichkeit 4 

zum Nachfüllen entsorgt. Sie sind mit einer aromatisierten Flüssigkeit gefüllt und sind nicht aufladbar. 5 

Meist erfolgt diese Entsorgung nach der Benutzung nicht fachgerecht- der gebrauchte Elektroschrott 6 

landet häufig im Restmüll. Recycling ist dann nicht möglich. 7 

Gleichzeitig entspricht die Nutzung von fünf Vapes circa dem Umweltschaden der Herstellung eines 8 

Smartphones. Dabei sind sie besonders bei Jugendlichen und junge Erwachsene durch ihren günstigen 9 

Marktwert und der entsprechenden Niedrigschwelligkeit, sowie besondere Aromen sehr beliebt. 10 

Expert*innen rechnen bereits jetzt mit einem langfristigen Anstieg an Raucher*innen.  11 

Besonders Kinder und Jugendliche müssen dabei vollumfänglich über die Gefahr des Vapens informiert 12 

werden. Dabei müssen Umweltbilanz, das Rauchen an sich, sowie eine Betrachtung der meist 13 

günstigen und minderwertigen Inhaltsstoffe thematisiert werden und Raum finden.  14 

Aus diesen Gründen fordern wir ein Verbot der Herstellung von Einweg-Vapes und eine entsprechende 15 

Informationskampagne in Schulen. Für Einweg-Vapes, die bereits hergestellt wurden muss ein 16 

niedrigschwelliges Recyclingangebot eingerichtet werden.17 
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Antrag U3_1/23 

 

Antragssteller*innen: Jusos Lichtenberg 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Berlin möge beschließen: 
Der Bundeskongress der Jusos möge beschließen: 
Der Landesparteitag der SPD Berlin möge beschließen: 
Der Bundesparteitag der SPD möge beschließen: 
An die sozialdemokratischen Mitglieder des Abgeordnetenhauses: 

U3_1/23 Solaranlagen und Windkraftanlagen auf 

Autobahnen ausbauen 

Die SPD-Fraktion im Bundestag und die Regierungsmitglieder der SPD werden aufgefordert, sich für 1 

den Aufbau von Solar- und Windkraftanlagen auf und an den Autobahnen einzusetzen. Solaranlagen 2 

können zur Überdachung der Mittel-, Rand- und Fahrbahnstreifen genutzt werden, sowie an 3 

Schallschutzwänden angebracht werden. Windkraftanlagen können auf den Mittelstreifen und neben 4 

den Fahrbahnen aufgestellt werden, wo sie die von den Autos erzeugten Windströme auffangen 5 

können. 6 

Die ungenutzten Flächen können so einen Beitrag zur Energiewende leisten. 7 
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